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Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t, den ,Vertrag mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt Gber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007" in der Fassung des
Anderungsvertrages vom 21.11.2014 (Anlage 1) gegeniiber dem LK ABI unter Einhaltung
der ordentlichen Kindigungsfrist von 6 Monaten mit Wirkung zum 31.12.2017 zu kindigen
sowie den ,Vertrag Uber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen" vom 20.11.2007 in der
Fassung des Anderungsvertrages vom 28.11.2014/02.12.2014 (Anlage 2) gegeniiber der
KKM GmbH unter Einhaltung der ordentlichen Kiindigungsfrist von 3 Monaten mit Wirkung
zum 31.12.2017 zu kindigen und den Oberbirgermeister zu erméchtigen, die Kindigungen
gegenlber dem jeweiligen Vertragspartner auszusprechen.

Gesetzliche Grundlagen:
§ 45 Abs. 2 Nr. 8 und 9 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Mit Beschluss vom 10.04.2014 hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) einer
Verlangerung des Kulturstattenvertrages mit dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld bis zum Ablauf
des Jahres 2017 zugestimmt. In § 24 Abs. 4 des Vertrages ist geregelt, dass sich die
Vertragspartner rechtzeitig Uber eine Fortfiihrung der Zuschussgewahrung in Art, Hohe und
Dauer uber das Jahr 2017 hinaus verstandigen.

Dies wurde zum Anlass genommen, um nicht nur den Kulturstéttenvertrag, sondern auch
den weiteren Vertrag zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und der KKM GmbH sowie den
Gesellschaftsvertrag insgesamt einer Revision zu unterziehen. Das Ergebnis dieser
Revision, der Uberarbeitete Gesellschaftsvertrag, hat der Stadtrat mit Beschluss vom
28.02.2017 gebilligt, jedoch vorbehaltlich eines positiven Ergebnisses hinsichtlich einer noch
erforderlichen steuer- und beihilferechtlichen Prifung.

Die steuerrechtliche Prifung ergab, dass keine Bedenken gegen die neue vertragliche
Konstruktion besttinden. Die beihilferechtliche Prufung ist dagegen noch nicht
abgeschlossen. Hierzu gab es bereits Gesprache mit einer Wirtschaftsprifungsgesellschatt,
die den Landkreis Anhalt-Bitterfeld hier federfihrend beréat. Thematisiert wurde insb., ob es
sich bei den Zuschiissen Uberhaupt um eine Beihilfe im Rechtssinne handelt. Dies kann zum
einen deshalb bezweifelt werden, da die Betatigungen der KKM GmbH zum Teil nicht
wirtschaftlicher Art sind; zum anderen Teil lediglich regionale Bedeutung haben. Beides
kénnte gegen die Annahme einer europarechtlich unzulassigen Beihilfe sprechen. Die
Datengrundlagen fur die Vertiefung dieser Gesprache mussen jedoch nochmals Uberarbeitet
werden. Insoweit hat sich der Landkreis Anhalt-Bitterfeld bereits beim
Landesverwaltungsamt einen zeitlichen Aufschub bis Ende Juli 2017 erbeten; das
Landesverwaltungsamt hat dem zugestimmit.

Wie in der Vorlage zur Beschlussfassung am 28.02.2017 unter Punkt 3. dargestellt, hat das
Finanzamt Bitterfeld-Wolfen durch verbindliche Auskiinfte gemanR § 89 Abs. 2 AO bestatigt,
dass die Tatigkeiten der KKM bislang nicht steuerbar und steuerpflichtig sind. Allerdings ist
zu beachten, dass diese Auskunft nur bis zum 31.12.2017 giiltig ist. Es besteht daher insb.
im Verhaltnis zwischen Stadt und LK ABI die Gefahr, dass die Zahlungen
umsatzsteuerpflichtig sein/werden konnten.

Aus diesem Grunde empfiehlt es sich, die beiden Kulturvertrage KKM GmbH und Stadt
sowie Stadt und LK ABI zu kiindigen, um nicht in Fortfihrung der alten Vertrage die
Zuschussbeitrage mit einer etwaigen Umsatzsteuer zusétzlich zu belasten.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt aus diesen Grunden, den ,Vertrag mit dem Landkreis
Kothen/Anhalt Gber den Betrieb von Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt)
vom 29.06.2007* in der Fassung des Anderungsvertrages vom 21.11.2014 gegeniiber dem
LK ABI unter Einhaltung der ordentlichen Kiindigungsfrist von 6 Monaten mit Wirkung zum
31.12.2017 zu kiindigen sowie den ,Vertrag tber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen
vom 20.11.2007 in der Fassung des Anderungsvertrages vom 28.11.2014/02.12.2014
gegeniber der KKM GmbH unter Einhaltung der ordentlichen Kindigungsfrist von 3
Monaten mit Wirkung zum 31.12.2017 zu kiindigen und den Oberbirgermeister zu
ermachtigen, die Kiindigungen gegeniiber dem jeweiligen Vertragspartner auszusprechen.






Anlage 1 KKM Yertrag 21.11.2014_ pdf

Anlage 2 - Anderungsvertrag zum KV 28.11.2014.pdf



Anderungsvertrag

Zum

Vertrag mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt Gber den Betrieb von Kultur-
einrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007

Zwischen

dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld, gesetzlich vertreten durch den Landrat,
Am Flugplatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt),

- Landkreis -
und
der Stadt Kéthen (Anhalt), gesetzlich vertreten durch den Oberbirgermeister,
Marktstrale 1 - 3, 06366 Koéthen (Anhalt),
- Stadt -

wird vereinbart, dass der Vertrag mit dem Landkreis K&then/Anhalt Gber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007 (im Folgenden: Kultur-
stattenvertrag) nachfolgende Fassung erhalt:

Praambel

Zu den Kultureinrichtungen, die bislang vom Landkreis vorgehalten werden, zahlen insbe-
sondere das Naumann-Museum, das Historische Museum flr Mittelanhalt, die Prahistorische
Sammlung und das Burgerhaus am Markt. Das Biirgerhaus am Markt ist zwischenzeitlich
durch das Veranstaltungszentrum im Schloss ersetzt worden.

In dem Bestreben, das kulturelle Angebot im Landkreis und in der Stadt zu erhalten und wei-
terzuentwickeln, stimmen der Landkreis und die Stadt darin Uberein, dass die praktische
Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellungen kinftig durch die Stadt erfolgen soll. Die
Stadt wird hierbei weitestgehend vom Landkreis finanziell unterstutzt. Die Stadt kann sich zur
ErfOllung der kulturellen Aufgaben einer oder mehrerer geeigneter stadtischer Gesellschaften
bedienen. Bei der Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellung soll der Stadt bzw. den stad-
tischen Gesellschaften ein weiter Spielraum hinsichtlich Art und Weise der Aufgabenerful-
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lung verbleiben. Mit dem einheitlichen Betrieb von kulturellen Einrichtungen durch die Stadt
bezwecken die vertragschlieRenden Parteien eine Senkung des Zuschussbedarfs der kultu-
rellen Einrichtungen indem hieraus erwachsende Optimierungsmaglichkeiten, Organisations-
vorteile (Vermeidung von Doppelstrukturen) und Rationalisierungseffekte genutzt werden
kénnen. Ferner zielt die Zusammenfihrung der kulturellen Einrichtungen auf eine Verbesse-
rung der Zusammenarbeit der kulturellen Einrichtungen sowie die Weiterentwicklung des
Niveaus des kulturellen Angebots ab. Da fur die Kultur deren sténdige Veradnderung und
Weiterentwicklung pragend ist, sind sich die vertragschliefenden Parteien einig, dass fir die
Erflullung der kulturellen Aufgaben auch mit diesem Vertrag ein ausreichender Spielraum
verbleiben musse, um den stdndig wandelnden Ansprichen an das kulturelle Angebot
Rechnung tragen zu kénnen.

Abschnitt 1.
Ubertragung der Aufgaben der kulturelien Einrichtungen, Ziele

§1
Vertragsgegenstand

M Der Landkreis Ubertragt der Stadt im Wege der Leihe und Uberleitung von Vertragen

- das Naumann-Museum,

- das Historische Museum fur Mittelanhalt,

- die Prahistorische Sammlung sowie

- das Birgerhaus am Markt;
ferner regelt der Vertrag, den Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen durch
die Stadt, welcher u. a. Funktionen des Birgerhauses Ubernimmt (im Folgenden: kulturelle
Einrichtungen). Die Stadt fiihrt den Betrieb der kulturellen Einrichtungen fort. Das Eigentum
des Landkreises bleibt hiervon unberihrt.

(2) Die vertragschlieBenden Parteien stellen fest, dass fur die Zeit der Betreibung der
kulturellen Einrichtungen durch die Stadt die Satzungshoheit hinsichtlich dieser Einrichtun-
gen ausschliellich bei der Stadt liegt, da es sich insoweit um 6&ffentlich-rechtliche Einrichtun-
gen der Stadt handelt. Der Landkreis verpflichtet sich, die von ihm erlassenen Satzungen zu
den kulturellen Einrichtungen unverziiglich aufzuheben. Die Stadt kann die Nutzungsbedin-
gungen, insbesondere die Offnungszeiten, die Hausordnung und das jeweils zu zahlende
Entgelt, fir die kulturellen Einrichtungen auch zivilrechtlich regeln.

(3) Im Rahmen der nachfolgenden Aufgaben- und Zielstellungen ist es Sache der Stadt,
far den Betrieb der kulturellen Einrichtungen, insbesondere fur Umfang, Inhalt und Ausge-
staltung des kulturellen Angebots, Sorge zu tragen. Ein Weisungsrecht des Landkreises be-
steht insoweit nicht.
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(4) Der Stadt bleibt es Uberlassen, ihrerseits die Aufgaben, mit Ausnahme der hoheitlich
zu treffenden Regelungen, einer oder mehreren stadtischen Gesellschaft(en) unter Beach-
tung der vergaberechtlichen Vorschriften zu Ubertragen. Stadtische Gesellschaft in diesem
und im nachfolgenden Sinne ist eine juristische Person, gleich welcher Rechtsform, an der
die Stadt mehrheitlich beteiligt ist.

§2

Grundsitze zur Leistungserbringung und der Zusammenarbeit

(1 Die Stadt verpflichtet sich, die mit den kulturellen Einrichtungen verbundenen Aufga-
ben unter Beachtung der Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu erbringen.
Die Angebote der unter § 1 Abs. 1 genannten kulturellen Einrichtungen sollen der Bevélke-
rung des Landkreises zu den Ublichen Zeiten zuganglich gemacht werden. § 7 bleibt hiervon
unberihrt.

(2) Die Stadt wird sich nach Maglichkeit bemihen, Férdermittel fur die zu erflllenden
Aufgaben zu erhalten. Der Landkreis wird die Stadt bei der Stellung von Férderantragen im
Rahmen seiner Méglichkeiten unterstiitzen. Eine Verrechnung der Férdermittel mit dem Zu-
schuss und sonstigen Zahlungen nach diesem Vertrag erfoigt nicht.

(3) Die Stadt verpflichtet sich zur Einhaltung der mafigeblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird insbesondere die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr be-
auftragten Dritten entsprechend verpflichten und fur die Sicherheit und den Schutz der bei
ihm anfallenden personenbezogenen Daten ausreichende organisatorische Maf3nahmen
ergreifen.

4) Beide Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle wesentlichen Vorgénge, die den vorlie-
genden Vertrag bertihren kénnen.

(5) Bestehen Anhaltspunkte dafiir, dass Zuschussmittel des Landkreises nicht ordnungs-
gemal verwendet werden, ist der Landkreis berechtigt, auch durch beauftragte Dritte die
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Leistungserbringung zu priifen. Der Landkreis ist be-
rechtigt, Blcher, Belege und sonstige Geschaftsunterlagen anzufordern und einzusehen, die
flr eine solche Prufung erforderlich sind. Dies gilt auch fur Biicher, Belege und sonstige Ge-
schéftsunterlagen von stadtischen Gesellschaften, derer sich die Stadt zur Aufgabenerfiil-
lung bedient.

(6) Der Landkreis gestattet der Stadt bzw. den stadtischen Gesellschaften die Verwen-

dung des Namens ,Kulturstatten Koéthen® und der Internetadresse | kuiturstaetten-
koethen.de".
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§3
Sicherung der Aufgabenerfiillung

1) Die Stadt ist dafur verantwortlich, dass interne Ma3nahmen zur Sicherung der Aufga-
benerflllung festgelegt und durchgefuhrt werden. Fir die Sicherung der Aufgabenerfillung
werden durch die Stadt geeignete MaBnahmen ausgewahlt. Diese kénnen insbesondere
sein:

- systematische Dokumentation der durchgefiihrten Veranstaltungen,
- die Entwicklung und Weiterentwicklung von Konzepten fir Veranstaltungen, Ausstel-
lungen etc.

(2) Der Landkreis ist berechtigt, sich die MaRnahmen nach Absatz 1 nachweisen zu las-
sen.

§4

Allgemeine kulturelle Aufgaben

Die Stadt bzw. die durch die Stadt eingeschalteten jeweiligen stadtischen Gesellschaften
haben im Rahmen dieses Vertrages die kreisliche Kultur zu betreiben und zu entwickeln.

§5

Aufgaben und Ziele hinsichtlich Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen

1) Aufgabe des Veranstaltungszentrums ist:

- die Erarbeitung und Verwirklichung einer vielseitigen eigenen Veranstaltungstatig-
keit entsprechend der multifunktionalen Ausstattung des Objektes,

- als Kommunikationszentrum, der kulturellen Begegnung, als Stétte der Bildung und
des Ausgleiches zur Arbeitswelt zu wirken,

- die Nutzung des Veranstaltungszentrums durch andere Kulturtrager und Interessen-
ten zu ermdglichen und

- die Realisierung von Beispielvorhaben, Ausstellungen, Tagungen, soziokulturellen
Mallnahmen und eigenen Kulturprojekten und experimentelien Veranstaltungen.

(2) Ziel des Veranstaltungszentrums ist:

- die Planung, Realisierung und Auswertung einer auf Zielgruppen basierenden Ver-
anstaltungstéatigkeit aller Genres unter Beachtung eines vertretbaren Aufwand-
Nutzen-Verhaltnisses,

- die Verwirklichung kreislicher Kulturbedirfnisse im Sinne der Sicherung der kulturel-
len Pluralitat im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,

- die Absicherung hochgradiger Kunst- und Kulturerlebnisse sowie

- die Realisierung des Anspruches der Kultureinrichtung, als Kulturstatte mit einer
hohen Umlandfunktion zu wirken.
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(1)

2)

(3)

§6
Aufgaben und Ziele hinsichtlich des Naumann-Museums und
des Historischen Museums fiir Mittelanhalt
sowie der Prihistorischen Sammlung

Aufgabe des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Erarbeitung, Pflege und museumspéadagogische Betreuung der Dauerausstel-
lung einschlieBlich Aufbau, ErschlieBung und Pflege der Sammlung, Sicherung der
Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- die Ausfuhrung von wissenschaftlichen Aufgaben entsprechend der nationalen und
regionalen Bedeutung der musealen Einrichtungen, wissenschaftliche ErschlieBung
des Bestandes und Publizierung der Ergebnisse,

- die wissenschaftliche Erarbeitung und Realisierung von regionalen und Uberregio-
nalen relevanten Ausstellungsprojekten der Geschichte und Kulturgeschichte sowie
Zusammenarbeit mit anderen musealen Einrichtungen,

- die museumspadagogische Begleitung von Sonderausstellungen, bei der Beglei-
tung von Kulturprojekten und bei der Offentlichkeitsarbeit,

- die fachliche Aufbereitung des prahistorischen Sammlungsgutes,

- die Sicherung des Kulturgutes und

- die Durchfihrung beispielgebender Veranstaltungen und Vorhaben zur Verwirkli-
chung der Gegenwartskultur und der Bildenden Kunst.

Ziel des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Realisierung musealer Aufgaben im Zusammenhang mit der Bedeutung der Mu-
seen,

- die Sicherung der wissenschaftlichen Bedeutung und Ausstrahlung der musealen
Einrichtungen,

- die Schaffung eines vielschichtigen kulturellen Bildungs- und Veranstaltungsange-
botes,

- die Férderung des historischen Bewusstseins, der kulturellen Erbepflege und Schaf-
fung von Identifikationsméglichkeiten,

- die Vermittlung zwischen Kunstschaffenden und Bevélkerung sowie

- die Sicherung einer ansprechenden Medien-, Publikations- und Offentlichkeitsarbeit.

Ziel und Aufgabe der Prahistorischen Sammlung sind:

- Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- Forschungs- und Dokumentierungsfunktion,

- Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion sowie

- Sicherung des Kulturgutes gegen Diebstahl, Brandgefahrdung, Schaden durch Drit-
te, unsachgeméafe Lagerung und Veraullerung.
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§7
Vorbehalt der Wirtschaftlichkeit und der Weiterentwicklung

1) Umfang, Art und Weise der Umsetzung der vorgenannten Aufgaben und Ziele stehen
unter dem Vorbehalt einer Umsetzbarkeit mit vertretbarem wirtschaftlichem Aufwand.

(2) Die vertragschlieBenden Parteien sind sich einig, dass die vorgenannten Aufgaben
und Ziele einer standigen Anpassung und zeitgemaRen Weiterentwicklung durch die Stadt
oder stadtischen Gesellschaften unterliegen, soweit hierdurch der Zweck dieses Vertrages

nicht gefdhrdet wird.

Abschnitt 2.
Ubertragung der kulturellen Einrichtungen auf die Stadt

Unterabschnitt 1.
Nutzung der Mobilien durch die Stadt

§8
Leihe

@) Der Landkreis Uberlasst der Stadt das in den unter § 1 Abs. 1 genannten kulturellen
Einrichtungen sowie im ehemaligen Blrgerhaus am Markt vorhandene Inventar (Technik,
Exponate etc.), im Folgenden Leihgaben, soweit dieses nicht den gemé&R § 16 libergegan-
genen Vertrédgen oder abzuschlieBenden Untermiet-/Unterpachtvertragen unterfllt, als Dau-
erleihgabe fir die Laufzeit dieses Vertrages. Die Stadt verpflichtet sich, die Leihgaben zu
Ubernehmen und nach MaRgabe dieses Vertrages in ihrer Obhut zu behalten. Eine Auflis-
tung eines Teils des von dieser Regelung voraussichtlich betroffenen Inventars ist dem Kui-
turstattenvertrag zur Orientierung als Anlage 1 beigeflgt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch fir solche Exponate, um die die Bestinde des
Naumann-Museums, des Historischen Museums und der Préhistorischen Sammiung in Erfiil-
lung dieses Vertrages und mit Mitteln des Zuschusses erweitert werden. Diese Exponate
werden in dem Umfange Eigentum (Allein- oder Miteigentum) des Landkreises und Gegen-
stand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben
werden; der Erwerb ist dem Landkreis unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend auch fur sonstige Gegenstiande, die mit Mitteln des Zu-

schusses erworben werden. Diese Gegenstande werden in dem Umfange Eigentum (Allein-
oder Miteigentum) des Landkreises und Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit
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Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben werden; der Erwerb ist dem Landkreis unver-
zuglich schriftlich anzuzeigen.

(4) Die Stadt und der Landkreis werden gemeinsam die Leihgaben vor der Ubergabe in
den kulturellen Einrichtungen untersuchen bzw. durch einen Dritten untersuchen lassen. Bei
dieser Begehung werden die Vertragsparteien gemeinsam eine Auflistung der Leihgaben
erstellen.

(5) Der Landkreis wird der Stadt die Leihgaben in dem Zustand und an dem Ort Uiberge-
ben an dem sie sich bei der gemeinsam durchgefithrten Begehung befinden. Diesen Zustand
erkennt die Stadt als vertragsgemaf an.

(6) Die Parteien erstellen ein detailliertes Ubernahmeprotokoll, das von beiden Vertrags-
parteien zu unterzeichnen ist.

@) Der Landkreis kann von der Stadt die voriibergehende Riickgabe einzelner Leihga-
ben verlangen, langstens jedoch fur die Dauer eines Monats (Riickgabedauer), wenn er die-
se fur eigene Zwecke (z. B. Reprasentationszwecke) benétigt. Das Riickgabeverlangen ist
drei Monate vor dem gewiinschten Ruckgabetermin auszusprechen. Fir die Rickgabe gilt
§ 34. Durch die Rickgabe darf der Vertragszweck nicht gefahrdet werden. Die dem Land-
kreis zurlickgegebene Leihgabe ist der Stadt wieder in ordnungsgemafem Zustand zu tber-
geben, sobald der Landkreis die Leihgabe nicht mehr fur seine Zwecke benétigt, spatestens
jedoch nach Ablauf eines Monats seit Riickgabe der Leihgabe an den Landkreis. Die Ver-
tragsparteien kdnnen abweichend, unter Beachtung der Schriftform gemaR § 39, eine lange-
re Ruckgabedauer vereinbaren. Samtliche hierdurch entstehenden Kosten (z. B. Transport,
Versicherung) tragt der Landkreis; § 11 (Transport) gilt insoweit nicht. Fir die Dauer der
Rickgabe der Leihgabe an den Landkreis gehen Haftung und Gefahriragung auf diesen
Ober.

§9

Restitutions- und Herausgabeanspriiche Dritter

@) Soweit bezlglich der Leihgaben durch den Landkreis ein Restitutions- bzw. Heraus-
gabeanspruch eines Dritten festgestellt bzw. akzeptiert wird, gilt der Leihvertrag insoweit als
beendet und der Landkreis hat einen Anspruch auf vorzeitige Ruickgabe. Fir die Rickgabe
gilt § 34. Die Stadt stellt den Landkreis von Anspriichen Dritter wegen von ihr zu vertretenen
Beschadigungen, Zerstérungen, Veranderungen oder Verlustes der Leihgaben im Innenver-
héltnis frei.

(2) Eine Vertragsanpassung kann unter den Voraussetzungen des § 313 BGB verlangt
werden.
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§10
Obhuts- und Informationspflichten/Ersatzbeschaffungen

1) Die Stadt ist verpflichtet, die Leihgaben, unter Beachtung der jeweiligen Besonderhei-
ten, pfleglich und fachgerecht zu behandeln und eine Nutzung/Pflege/Bedienung etc. nur
unter Aufsicht von bzw. mit entsprechend qualifiziertem Personal vornehmen zu lassen. Die
bei der Ubergabe der Leihgaben bestehenden Sicherheits-/BewachungsmaBnahmen sind im
vorhandenen oder im vergleichbarem Umfang aufrecht zu erhalten.

(2) Die Stadt benachrichtigt den Landkreis unverziglich von jeder wesentlichen Verande-
rung, Beschadigung oder Verlust an den Leihgaben.

3) Im Falle des Verlustes bzw. der Unbenutzbarkeit von Leihgaben sind diese, soweit es
sich um Gebrauchsgegenstdande (z. B. technische Gerdte, Mébel etc.) handelt, durch die
Stadt zu ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Landkreises besteht nicht. Mit Zustimmung des
Landkreises kann insbesondere dann von der Anschaffung von Ersatzstiicken abgesehen
werden, wenn diese zur weiteren Aufgabenerfillung nicht erforderlich sind. Die Ersatzstiicke
werden in dem Umfange Eigentum (Allein- oder Miteigentum) des Landkreises und Gegen-
stand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben
werden. Die Ersatzbeschaffungen sind dem Landkreis unverziglich anzuzeigen. Sonstige
Anspriche des Landkreises, z. B. Schadenersatzanspriiche, bleiben von dieser Regelung
unberihrt.

4) Wird eine Leihgabe gepféndet oder beschlagnahmt, so hat die Stadt dies dem Land-
kreis unverzuglich schriftlich anzuzeigen. Ebenfalls ist die Stadt verpflichtet, den Dritten vom
Eigentum des Landkreises in Kenntnis zu setzen. Im Falle einer Insolvenz von stadtischen
Gesellschaften, derer sich die Stadt bedient, ist der Landkreis unverziglich zu informieren.
Die Stadt hat samtliche MaRnahmen zur Sicherung des Eigentums des Landkreises zu er-

greifen.

§ 11
Transport

Die Stadt sorgt fur etwaig im Zuge der Ubergabe, Riickgabe und Vertragsdurchfiihrung not-
wendig werdenden Transport der Leihgaben. Beim Transport ist auf eine fachgerechte
Durchfuhrung zu achten. Die Stadt erteilt die gegebenenfalls notwendigen Auftrdge und tragt

die Kosten, einschliellich der Nebenkosten (z. B. Verpackungskosten).
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§12
Haftung

(1) Die Stadt haftet fur alle Schaden, welche durch schuldhafte Verletzung der ihr oblie-
genden Pflichten entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Leihgaben unsachgemag be-
handelt wurden.

(2) Im Falle des Eintritts eines Schadens ist die Stadt verpflichtet, neben einer Benach-
richtigung Gber den Schaden selbst (vgl. § 10) den Landkreis unverziglich schriftlich Gber die
Art und das Zustandekommen des Schadens zu unterrichten und gegebenenfalls notwendi-
ge Unterlagen vorzulegen.

(3) Die Stadt stellt den Landkreis von Anspriichen Dritter aus der Verletzung der Ver-
kehrssicherungspflicht hinsichtlich der Gbernommenen kulturellen Einrichtungen frei.

§13
Erhaltung/Reparaturen/Restaurierung der Leihgaben

(1) Die Stadt verpflichtet sich, die Leihgaben in einem ordnungsgemaflen bzw. ge-
brauchsfahigen Zustand zu erhalten. Soweit hinsichtlich der Leihgaben bereits bei der Uber-
gabe ein dringender Reparatur- bzw. Restaurationsbedarf besteht, wird die Stadt die zum
Schutz vor weiterer Verschlechterung notwendigen MaRnahmen ergreifen. Sie hat im Rah-
men der vorgenannten Verpflichtungen fir die fachgerechte Instandhaltung, Reparatur sowie
Restaurierung der Leihgaben Sorge zu tragen. Die Kosten tragt die Stadt.

(2) Soweit die Restaurierungs- und Reparaturarbeiten Bestdnde des Naumann-
Museums, des Historischen Museums und der prahistorischen Sammlung betreffen, diirfen
diese nur fachgerecht durch geeignete Restauratoren und nur mit der schriftlichen Einwilli-
gung des Landkreises ausgefihrt werden.

§ 14
Besichtigungsrecht und Untersuchung der Leihgaben

Der Landkreis ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der
Stadt selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die Stadt
ist verpflichtet, den Landkreis im Rahmen ihrer Méglichkeiten hierbei zu unterstitzen. Die
Kosten der Untersuchung tragt der Landkreis.
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§ 15
Uberlassung an Dritte/stidtische Gesellschaften/bildliche Wiedergabe der Leihgaben

(1) Die Stadt ist zur Uberlassung der Leihgaben an Dritte nur mit schriftlicher Einwilligung
des Landkreises berechtigt (§ 603 Satz 2 BGB). Hinsichtlich bestimmter Leihgaben kénnen
sich die Parteien bereits bei der Ubergabe auf eine generelle Einwilligung hierzu einigen. Hat
die Stadt den Gebrauch an Leihgaben des Landkreises mit dessen Einwilligung einem Drit-
ten Uberlassen, hat sie auch fur das Verschulden des Dritten einzustehen.

(2) Der Landkreis erklart schon jetzt die Einwilligung in die Uberlassung der Leihgaben
an diejenigen stadtischen Gesellschaften, welcher sich die Stadt gemal § 1 Abs. 4 bedient.
Eine Erfullung der vertraglichen Verpflichtungen ist z. B. durch eine entsprechende Vertrags-
gestaltung, auch in diesem Fall durch die Stadt sicherzustellen. Die Stadt hat fur das Ver-
schulden der stadtischen Gesellschaften einzustehen.

(3) Die Stadt ist berechtigt, die Leihgaben fotografisch zu reproduzieren und dieses
Recht fur die Vertragslaufzeit auf Dritte zu Gbertragen. Bildliche Wiedergaben, egal in wel-
cher Form, sind mit dem Hinweis ,Leihgabe des Landkreises Anhalt-Bitterfeld* zu versehen.
Der Landkreis ist unter Vorlage der bildlichen Wiedergabe zu informieren; ein Belegexemplar
ist dem Landkreis kostenlos zu (ibereignen.

Unterabschnitt 2.
Vertragsverhiltnisse, Versicherungen, Fordermittel

§ 16
Vertragsverhiltnisse und Versicherungen

@) Die Stadt tritt - vorbehaltlich der Zustimmung der jeweiligen Vertragspartner und so-
weit nicht ausdricklich etwas anderes vereinbart ist - nach Wirksamwerden des Vertrages in
alle Vertragsverhaltnisse des Landkreises, soweit sie die unter § 1 Abs. 1 genannten kultu-
rellen Einrichtungen betreffen, anstelle des Landkreises und mit befreiender Wirkung fir den
Landkreis ein. Eine Auflistung der méglicherweise von dieser Regelung betroffener Vertrage
ist zur Orientierung dem Kulturstattenvertrag als Anlage 2 beigefiigt. Die Anlage 2 des Kul-
turstattenvertrages erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und Richtigkeit. Fur Arbeits-
vertrdge gelten gesonderte vertragliche Regelungen.

2) Die vertragschlieBenden Parteien werden die jeweilige Vertragspartei nach dem Be-
ginn dieses Vertrages (siehe § 36 Abs. 1) auffordern, der Vertragsiibernahme durch die
Stadt zuzustimmen, und zwar in der Weise, dass der Landkreis aus samtlichen Verpflichtun-
gen aus dem Vertrag endgultig entlassen wird. Sollte im Einzelfall die Zustimmung zu der
Ubernahme der Vertragsverhaltnisse nicht erreicht werden oder sollten die vertragschlieRen-
den Parteien gemeinschaftlich zu der Uberzeugung gelangen, dass die Aufforderung zur
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Ubernahme des Vertragsverhiltnisses im AuBenverhaltnis nicht angezeigt erscheint, bieibt
der Landkreis alleiniger Vertragspartner im Aulenverhiltnis. Er wird das Vertragsverhaltnis
weiterhin durchfilhren, jedoch im Innenverhéltnis ausschlieBlich im Auftrag und fur Rechnung
der Stadt abwickeln. Daraus folgt die Verpflichtung der Stadt, den Landkreis im Innenver-
héltnis von Verbindlichkeiten freizustellen. Die Stadt ermachtigt den Landkreis insoweit, ge-
genlber dem jeweiligen Vertragspartner alle Rechte und Anspriiche aus dem Vertragsver-
haltnis im eigenen Namen geltend zu machen, sie stellt dem Landkreis samtliche zur Ver-
tragsabwicklung notwendigen Informationen zur Verfigung. Soweit der Landkreis das Ver-
tragsverhaltnis weiterhin durchfiihrt, stellt er die Stadt in dem MaRe von der Haftung gegen-
Uber Dritten frei, in dem der Landkreis die haftungsbegriindende Pflichtverletzung zu vertre-
ten hat.

3) Soweit die Regelung nach den Absatzen 1 und 2 Miet- und Pachtvertrage betrifft und
die erforderliche Zustimmung des Vertragspartners zu der Vertragsiibernahme durch den
Vermieter/Verpachter nicht erteilt wird oder nicht eingeholt werden soll, verpfiichten sich der
Landkreis und die Stadt bereits jetzt, soweit rechtlich und tatsachlich méglich Untermietver-
trage/Unterpachtvertrdge abzuschlieBen. Der Untermietvertrag/Unterpachtvertrag soll der
Stadt die Nutzung des Miet-/Pachtgegenstandes im Rahmen des dem Landkreis zustehen-
den Gebrauchsrechts in einem fur die Aufgabenerfillung notwendigen Umfang verschaffen.
Der Landkreis hat jede rechtsgestaltende Erklarung im Hinblick auf die jeweiligen Miet-
/Pachtvertrage wahrend der Vertragslaufzeit ohne vorherige Zustimmung der Stadt zu unter-
lassen. Die Stadt verpflichtet sich fiir diesen Fall mit dem Landkreis eine Miete/Pacht in einer
Hohe zu vereinbaren, wie sie sich fur den Landkreis aus dem Miet- und Pachtvertrag ergibt.

(4) Die Regelung des Absatzes 2 Satze 3 und 5 gilt fur die Zeit bis zum Wirksamwerden
der Ubernahme der Vertragsverhdltnisse durch die Stadt und ab Wirksamwerden des Ver-
trages entsprechend.

(5) In Bezug auf die kulturellen Einrichtungen bestehen verschiedene Versicherungen.
Der Landkreis verpflichtet sich, der Stadt eine Auflistung der bestehenden Versicherungen
und die entsprechenden Unterlagen mit Vertragsbeginn zu Ubergeben. Soweit diese Versi-
cherungen nicht kraft Gesetzes mit der Ubernahme der unter § 1 Abs. 1 genannten kulturel-
len Einrichtungen auf die Stadt Ubergehen, verpflichtet sich diese ab dem Wirksamwerden
des Vertrages dafur Sorge zu tragen, dass ein zeitlich und gegenstandlich liickenloser Versi-
cherungsschutz fur die kulturellen Einrichtungen gewdéhrleistet und fur die Vertragsdauer
aufrecht erhalten wird, der mit dem bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden Versicherungs-
schutz im Wesentlichen identisch ist. Soweit der Landkreis zur Gewahrleistung eines ent-
sprechenden Versicherungsschutzes Versicherungsnehmer bleiben muss, gilt Absatz 2 Sét-
ze 2 bis 5 entsprechend.

(6) Soweit sich herausstellt, dass bestimmte Objekte (Leihgaben etc.) nicht den gemaR
Absatz 5 Ubergegangenen und fortgefihrten Versicherungen unterfallen oder der Versiche-

rungsschutz lickenhatft ist, hat die Stadt dafiir Sorge zu tragen, dass fur diese ein in Art und
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Umfang wesentlich gleicher Versicherungsschutz wie fur die Gbrigen vergleichbaren Gegen-
stdnde gewahrleistet wird, z. B. indem diese Objekte in geeignete bestehende Versicherun-
gen einbezogen oder neue geeignete Versicherungsvertrage abgeschlossen werden. Die
Parteien kdnnen sich fir bestimmte Objekte, insbesondere Leihgaben, auf Sonderregelun-
gen unter Einhaltung des § 39 (Schriftform) einigen, wenn fur diese ein solcher Umfang des
Versicherungsschutzes nicht notwendig oder die Beriicksichtigung weiterer Gefahren ange-
zeigt erscheint.

(7) Anspriche aus den Versicherungen werden, soweit sie das Eigentum des Landkrei-
ses betreffen, bereits jetzt an den Landkreis abgetreten. Der Landkreis nimmt diese Abtre-
tung an. Etwaige Versicherungsfélle werden durch die Stadt ordnungsgemaR abgewickelt.
Die Stadt wird insoweit vom Landkreis bevollmachtigt, die zur Abwicklung des Versiche-
rungsfalles notwendigen Erklarungen abzugeben und Untervollmachten zu erteilen, ferner
zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit bei den Versicherungen ein Selbstbehalt ver-

einbart wurde, ist dieser durch die Stadt an den Landkreis im Schadensfall zu zahlen.

§17
Verpflichtungen aus Fordermittel- und Zuwendungsbescheiden

(1 Die Stadt informiert sich Gber die Rechte und Verpflichtungen aus etwaigen Férder-
mittel- und Zuwendungsbescheiden, welche die kulturellen Einrichtungen betreffen. Der
Landkreis wird der Stadt die entsprechenden Informationen Gbergeben.

2) Soweit méglich, tritt die Stadt in die Rechte und Verpflichtungen aus den Férdermittel-
und Zuwendungsbescheiden mit fur den Landkreis befreiender Wirkung ein. Den vertrag-
schlieBenden Parteien ist dabei bekannt, dass fir die schuldbefreiende Ubernahme die An-
erkennung der Rechtsverbindlichkeit der ergangenen Bescheide durch die Stadt und die
Zustimmung der jeweils bewilligenden Stelle notwendig ist.

(3) Erfolgt ein Eintritt nach Absatz 2 nicht, verpflichtet sich die Stadt, die sich aus diesen
Bescheiden ergebenden Verpflichtungen einzuhalten. Die Stadt verpflichtet sich, auch ge-
genuber den zustidndigen Behorden, die Fordermittel- und Zuwendungsbescheide und die
mit der Férderung verbundenen Verpflichtungen in vorstehendem Umfang - soweit erforder-
lich durch eine gesonderte schriftliche Erklarung - anzuerkennen. Soweit sich aus einer Ver-
letzung der vorstehenden Verpflichtungen Anspriche (z. B. Ruckforderungsanspriiche) der
jeweils Férdermittel/Zuwendungen bewilligenden Stelle ergeben, hat die Stadt den Landkreis
von diesen Anspriichen freizustellen, soweit die Stadt die Pflichtverletzung zu vertreten hat.

4) Soweit auf Grund der Abwicklung dieses Vertrages bzgl. des Blrgerhauses am Markt
Fordermittel zurlckgefordert werden, haftet hierfir im Innenverhaltnis allein der Landkreis. Er

stellt insofern die Stadt von Forderungen Dritter frei.

Seite 12 von 29





Anderungsvertrag zum Kulturstattenvertrag vom 29.06.2007

Unterabschnitt 3.
Sonderregelungen fiir die Nutzung von Raumlichkeiten im Gebiude des
Biirgerhauses am Markt, deren Inventar und zur Nutzung der Riaumlichkeiten
im Geb&aude der Landkreisverwaltung

§17 a
Sonderregelungen zum Inventar des Biirgerhauses am Markt

1M Das Leihverhéltnis des geman §§ 8 ff. zur Verfugung gestellten Inventars der kulturel-
len Einrichtung Blirgerhaus am Markt bleibt von der Beendigung des Leihverhaltnisses be-
zlglich der Raumlichkeiten im Gebaude des Burgerhauses am Markt unberiihrt. Dieses In-
ventar darf durch die Stadt auf ihre Kosten entfernt und zum Betrieb des Veranstaltungszent-
rums im Schloss Kéthen verwendet werden.

(2) Der Landkreis verpflichtet sich schon jetzt, auf Verlangen der Stadt einen unbefriste-
ten Leihvertrag Uber das Inventar der ehemaligen kulturellen Einrichtung Birgerhaus am
Markt, welches zum Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen verwendet wird,
abzuschlieRen, wenn der vorliegende Vertrag endet.

§17b
Sonderregelungen zur Nutzung der Rdumlichkeiten im Gebiude der
Landkreisverwaltung

@) Der Landkreis stellt der Stadt folgende in dem Gebaude der Landkreisverwaltung, Am
Fluglatz 1, 06366 K&éthen (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfu-

gung:

- 022 bis 030,
- 033 und
- 037.

Die entsprechenden Raumlichkeiten sind in dem als Anlage 4 zum Kulturstéttenvertrag bei-
geflgten Grundriss gekennzeichnet. Die textlichen Festlegungen gehen bei Widerspriichen
vor. Das Leihverhdltnis bezlglich des in diesen Raumlichkeiten befindlichen Inventars
(8§ 8 ff.) bleibt unberthrt.

(2) Der Landkreis wird der Stadt die Raumlichkeiten in dem Zustand tibergeben, in dem
sie sich bei einer gemeinsam durchzufiihrenden Begehung befinden. Diesen Zustand er-
kennt die Stadt als vertragsgemaR an. Der Landkreis erklart schon jetzt die Einwilligung in
die Uberlassung der Raumlichkeiten an diejenigen stadtischen Gesellschaften, welcher sich
die Stadt gemaf § 1 Abs. 4 bedient.
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(3) Die Verleihung dieser Raumlichkeiten erfolgt ausschlielich zu Zwecken dieses Ver-
trages, also zur Verwirklichung der Ziele und Aufgaben der prahistorischen Sammlung (§ 6
Abs. 3). Eine Nutzung zu anderen Zwecken bedarf der vorhergehenden schriftlichen Zu-
stimmung des Landkreises.

(4) Der Landkreis tragt fur den Zeitraum der Nutzung der Raumlichkeiten durch die Stadt
oder stadtische Gesellschaft samtliche Bewirtschaftungskosten (Strom, Heizung, Reinigung
etc.). Diese Tatsache wurde bei der Kalkulation des Zuschusses (§ 24) beriicksichtigt. Die
Stadt verpflichtet sich, die Bewirtschaftungskosten méglichst gering zu halten, entsprechen-
de Bemihungen des Landkreises zu unterstiitzen und Einsparpotentiale - gegebenenfalls
nach entsprechenden Vorschldgen des Landkreises - zu nutzen. Der § 13 Abs. 1 gilt fur die
verliehenen Raumlichkeiten entsprechend.

(5) Vertrage, welche fir die Bewirtschaftung der Raumlichkeiten notwendig sind (z. B.
Stromlieferungsvertrage), verbleiben abweichend von der Regelung des § 16 beim Land-
kreis. Gleiches gilt fir Versicherungen die das Grundstiick und Geb&dude der Landkreisver-
waltung, Am Fluglatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt), betreffen.

(6) Das Leihverhailtnis bezliglich der in Absatz 1 genannten Raumlichkeiten endet mit der
Beendigung dieses Vertrages. Nach Beendigung des Leihverhaltnisses hat die Stadt die
Réaumlichkeiten bis auf das gemaR der §§ 8 ff. zur Verfigung gestellten Inventar volistandig
geraumt und besenrein zuriickzugeben. Von der Stadt oder deren Erfillungsgehiifen schuld-
haft verursachte Beschadigungen sind zu beseitigen. Einrichtungen mit denen die Stadt oder
die stadtische Gesellschaft die Leihgabe versehen hat, darf sie wegnehmen.

Abschnitt 3.
Personal

§18
Ubergang der Arbeits- und Ausbildungsverhailtnisse

1) Die Parteien stellen fest, dass die Stadt in alle Arbeits- und Dienstvertrage mit den in
den kulturellen Einrichtungen beschéftigten Arbeitnehmern gemaf § 613 a BGB eintritt, fur
die bei Wirksamwerden des Vertrages mit dem Landkreis ein Beschaftigungsverhéltnis be-
steht.

(2) Dem Kulturstattenvertrag ist eine Liste aller Arbeitnehmer beigefiigt, deren Arbeits-
verhéltnis vom BetriebsUbergang betroffen ist (Anlage 5 des Kulturstattenvertrages). Sie
enthéalt folgende Angaben: Name, Vorname, Geburtsdatum, Funktion, Eintrittsdatum, Be-
schaftigungszeit, Aufgabenschwerpunkte, Vergutung, Berechnungsgrundlagen zur jeweiligen
Vergutung, Eingruppierung, Altersversorgungsart (insbesondere Zusatzversorgungskasse
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Sachsen-Anhalt, im Folgenden: ZVK) und weitere Besonderheiten (z. B. Schwerbehinde-
rung). Die Liste ist Bestandteil dieses Vertrags. Die dort genannten Arbeitnehmer werden im
Folgenden ,betroffene Arbeitnehmer“ genannt.

§19
Zusatzversorgung

Die Stadt verpflichtet sich, die Altersversorgung fur die geméaR § 613 a BGB lbergegange-
nen betroffenen Arbeitnehmer, fur die eine Zusatzversorgung bei der ZVK besteht, fortzufiih-
ren.

§ 20
Information der Arbeitnehmer und Widerspruch gemiR § 613 a BGB

1) Der Landkreis wird die betroffenen Arbeitnehmer geméaR § 613 a Abs. 5 BGB vor dem
Betriebstubergang in Textform unterrichten uber:

- den Zeitpunkt oder den geplanten Zeitpunkt des Ubergangs

- den Grund fur den Ubergang

- die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Ubergangs fir die Arbeit-
nehmer

- die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht genommenen MaRnahmen und

- die Frist, innerhalb derer die Arbeitnehmer dem Ubergang ihres Arbeitsverhaltnisses
auf die Stadt widersprechen kénnen.

2) Die Stadt wird dem Landkreis samtliche fur die Unterrichtung nach Absatz 1 notwen-
digen Informationen zur Verfugung stellen, insbesondere dariiber, ob und auf weiche stadti-
sche Gesellschaft eine Ubertragung von Aufgaben nach diesem Vertrag beabsichtigt ist. In
diesem Falle informiert die Stadt auch dariiber, ob die betroffenen Arbeithenmer im Wege
eines Personalgestellungsvertrages der jeweiligen stadtischen Geselischaft zur Verfigung
gestellt werden sollen oder ob ein weiterer Betriebstuibergang gema § 613 a BGB beziglich
der Arbeitsverhaitnisse der betroffenen Arbeitnehmer stattfindet. Die Stadt gewahrleistet die
Richtigkeit der gemachten Angaben.

(3) Die VertragsschlieRenden werden sich wechselseitig Uber eingehende Widerspriiche
unverziglich informieren.

§20a
Besitzstandswahrung und Rechtsnachfolgerbindung

1M Die betroffenen Arbeitnehmer durfen anlésslich des Betriebsiibergangs dauerhaft
keinerlei Rechtsnachteile erleiden, d. h., sie werden so gestellt, als ob ein Betriebsiibergang
nicht stattgefunden hatte. Die betroffenen Arbeitnehmer erwerben insoweit durch diesen Ver-
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trag unmittelbar das Recht, diese Leistung von der Stadt zu fordern. Die betroffenen Arbeit-
nehmer werden entsprechend informiert.

(2) Stellt die Stadt fest, dass mit der Ubertragung von Aufgaben nach diesem Vertrag auf
eine stadtische Gesellschaft ein weiterer Betriebsiibergang gem. § 613 a BGB bezuglich der
Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer stattfindet, vereinbaren die Parteien, dass
die betroffenen Arbeitnehmer auch anlasslich dieses weiteren Betriebsiibergangs keinerlei
Rechtsnachteile erleiden dirfen, d. h., sie sind, z. B. durch eine entsprechende Vertragsge-
staltung mit der jeweiligen stadtischen Gesellschaft, entsprechend der Verpflichtung unter
Absatz 1 so zu stellen, als ob auch dieser weitere Betriebstbergang nicht stattgefunden hat-
te. Die betroffenen Arbeitnehmer erwerben insoweit durch diesen Vertrag unmittelbar das
Recht, auch diese Leistung von der Stadt zu fordern. Die betroffenen Arbeitnehmer werden
entsprechend informiert.

(3) Auch im Falle von anderen Ubertragungen, Ausgliederungen etc. der kulturellen Ein-
richtungen oder von Teilen dieser Einrichtungen, welche keinen weiteren Betriebstubergang
nach § 613 a BGB darstellen, stellt die Stadt vertraglich sicher, dass die gesetzlichen und die
sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen erfillt werden und die Arbeitnehmer-
rechte, insbesondere die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmervertretung, gewahrt werden.

(4) Das Recht zum Ausspruch von Kindigungen jeglicher Art, insbesondere betriebsbe-
dingter Beendigungs- oder Anderungskiindigungen, beziiglich der Arbeitsverhiltnisse der
betroffenen Arbeitnehmer durch die Stadt oder eine stadtische Gesellschaft bieibt von den
Regelungen dieses Vertrages unberuhrt. Der Ausspruch von Kiandigungen bedarf nicht der

Zustimmung des Landkreises.

§ 21
Erstattung der Personalkosten

) Der Landkreis erstattet der Stadt monatlich bis zum 15. des Folgemonats die jeweili-
gen Personalkosten des Vormonates fiir diejenigen Arbeitsverhéltnisse, in welche diese ge-
maf § 613 a BGB beziglich der betroffenen Arbeitnehmer eingetreten ist. Der zu erstattende
Betrag ist dem Landkreis bis zum 3. des Folgemonats mitzuteilen; dies ist keine Ausschluss-
frist. Der Erstattungsbetrag ist in der Héhe auf die Personalkosten begrenzt, welche der
Landkreis bei einer Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses mit dem jeweiligen betroffenen Ar-
beitnehmer bei der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages angegebenen Eingruppierung
ohne den Betriebsiibergang gehabt hatte.

(2) Im Falle, dass ein weiterer Betriebsibergang gemall § 613 a BGB hinsichtlich der
Arbeitsverhéltnisse der betroffenen Arbeitnehmer auf eine stadtische Gesellschaft stattfindet,
zahlt der Landkreis fir diese Arbeitsverhéltnisse monatlich an die Stadt oder an die von der
Stadt zu benennende stadtische Gesellschaft einen Betrag in der Héhe der jeweiligen Per-
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sonalkosten der stadtischen Gesellschaft des Vormonates fir das Arbeitsverhaitnis bis zum
15. des Folgemonats. Der zu erstattende Betrag ist dem Landkreis bis zum 3. des Folgemo-
nats durch die Stadt oder durch die von ihr benannte stadtische Gesellschaft mitzuteilen;
dies ist keine Ausschlussfrist. Der Erstattungsbetrag ist in der Héhe auf die Personalkosten
begrenzt, welche der Landkreis bei einer Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses mit dem je-
weiligen betroffenen Arbeitnehmer bei der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages ange-
gebenen Eingruppierung ohne den Betriebslibergang gehabt hatte.

3) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Abséatzen 1 und 2 endet mit
der Erstattung der Kosten fur den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht
gemaR § 24 Abs. 5 (Zweck und Hohe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

4) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Abséatzen 1 und 2 endet auch
mit der endgultigen Beendigung des Arbeitsverhéltnisses der betroffenen Arbeitnehmer mit
der Stadt bzw. stadtischen Gesellschaft. In diesem Fall gilt dann der § 22 (Ersatzarbeitneh-
mer).

§ 22
Ersatzarbeitnehmer

(1 Im Falle der endgtiltigen Beendigung des Arbeitsverhéltnisses eines ibergegangenen
betroffenen Arbeitnehmers, gleich aus welchem Grunde, oder mit Beginn der Freistellungs-
phase bei Altersteilzeit, ist die Stadt oder die von ihr zu benennende stadtische Gesellschaft
berechtigt, soweit dies zur Erfillung der Aufgaben und Ziele der kulturellen Einrichtungen
erforderlich ist, einen oder mehrere Ersatzarbeitnehmer fir diesen einzustellen. Die Einstel-
lung kann befristet oder unbefristet, Volizeit oder Teilzeit und auch auf Basis geringfugiger
Beschéftigung erfolgen. Der Umfang der wochentlichen Arbeitszeit der/des Ersatzarbeitneh-
mer/s darf insgesamt die des zu ersetzenden Arbeitnehmers nicht Uberschreiten. Bei Neu-
einstellungen haben die Stadt bzw. die stadtischen Gesellschaften, unter Beachtung insbe-
sondere des gegebenenfalls geltenden Tarifrechts, Einsparmdéglichkeiten zu nutzen.

(2) Der Landkreis zahlt monatlich an die Stadt bzw. die von der Stadt benannte stadti-
sche Gesellschaft bis zum 15. des Folgemonats die jeweiligen Personalkosten des Vormo-
nates fur den/die Ersatzarbeitnehmer. Der zu erstattende Betrag ist dem Landkreis bis zum
3. des Folgemonats mitzuteilen; dies ist keine Ausschlussfrist. Der Erstattungsbetrag ist in
der H6he auf den Betrag begrenzt, der bei einer Einstellung eines einzelnen Ersatzarbeit-
nehmers fir den jeweiligen Ulbergegangenen betroffenen Arbeitnehmer unter Geitung des
TV6D und dessen Eingruppierung gemaf} der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages
genannten Entgeltgruppe des zu ersetzenden Arbeitnehmers sowie bei Einstufung in die
Stufe 2 bei Einstellung, als Personalkosten zu erstatten gewesen wére.

3) Soweit durch die Einstellung eines oder mehrerer Ersatzarbeitnehmer gemar Ab-
satz 1 oder deren Nichtvornahme oder nur teilweisen Vornahme insgesamt eine Einsparung
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im Vergleich zu dem Héchstbetrag der Erstattung gemaR Absatz 2 eintritt, zahlt der Land-
kreis fur Neueinstellungen ab dem 01.01.2015 einen Aufschlag in Héhe von 100 v. H. der
Einsparung zuséatzlich zum Erstattungsbetrag, soweit die Stadt bzw. stadtische Gesellschaft
diese Einsparung zu vertreten hat. Fir Neueinstellungen vor dem 01.01.2015 gelten die Re-
gelungen des Kulturstattenvertrages. Damit bleiben bei der Berechnung der Einsparung un-
beriicksichtigt:

- der etwaige Wedgfall von Beitrdgen zur Zusatzversorgungskasse bei Einstellung durch
eine stadtische Gesellschaft,

- tarifliche Steigerungen, einschliellich Stufenaufstiege, nach dem TVéD sowie

- eventuelle Leistungen der Agentur fur Arbeit bei Altersteilzeit eines zu ersetzenden
Arbeitnehmers bzw. Wiedereingliederung (Wiedereingliederungshilfe)

Der gezahlte Aufschiag ist zu Zwecken dieses Vertrages zu verwenden.

4) Sollten betroffene Arbeitnehmer oder Ersatzarbeitnehmer infolge von Krankheit, Ur-
laub oder Fortbildung und ahnlichen Gegebenheiten voriibergehend ausfallen, so sind die
Kosten fir eine in diesen Fallen gegebenenfalls erforderlich werdende Vertretung durch die
Stadt bzw. die stadtische Gesellschaft zu tragen.

(5) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Absatzen 1 und 2 und zur
Zahlung des Aufschlages geméaR Absatz 3 endet mit der Erstattung der Kosten und Zahlung
des Aufschlages fur den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gem. § 24
Abs. 5 (Zweck und Héhe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

§23
Verfahrensweise im Falle eines Widerspruches, Personalgestellungsvertriige

M Im Falle eines Widerspruches eines Arbeitnehmers gegen den Ubergang seines Ar-
beitsverhaitnisses auf die Stadt schlief3t der Landkreis mit dieser oder mit einer von ihr be-
nannten Gesellschaft bezlglich dieses Arbeitnehmers einen Personalgestellungsvertrag
nach dem als Anlage 6 des Kulturstattenvertrages beigefiuigten Muster (gestellte Arbeitneh-
mer). Die Stadt stellt sicher, dass die benannte Gesellschaft zum Vertragsschluss mit dem
Landkreis verpflichtet ist und dieser selbst einen soichen Vertragsschluss von der stadti-
schen Gesellschaft verlangen kann.

(2) Sollten gestellte Arbeitnehmer oder Ersatzarbeitnehmer infolge von Krankheit, Urlaub
oder Fortbildung und ahnlichen Gegebenheiten voriibergehend ausfallen, so sind die Kosten
fir eine in diesen Fallen gegebenenfalls erforderlich werdende Vertretung durch die Stadt
bzw. die stadtische Gesellschaft zu tragen.
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(3) Ebenfalls ist der Landkreis bei einer Beendigung des Arbeitsverhaltnisses eines ge-
stellten Arbeitnehmers zum Landkreis von der Pflicht eine Ersatzkraft zu stellen befreit. Die
Regelung des § 22 (Ersatzarbeitnehmer) gilt in diesem Fall entsprechend.

(4) Fur den Fall eines Aufhebungs- oder Altersteilzeitvertrages oder sonstiger Vereinba-
rungen, die auf die (vorzeitige) Beendigung des Arbeitsverhaltnisses abzielen, ist das Ein-
vernehmen der Stadt erforderlich. Dies gilt nicht, soweit ein gesetzlicher oder tariflicher An-
spruch besteht.

(5) Die Pflicht zur Personalgestellung durch den Landkreis endet mit dem Ablauf des
Jahres 2017, soweit die Vertragspartner nicht gemaR § 24 Abs. 5 (Zweck und Héhe des Zu-
schusses) etwas anderes vereinbaren.

§23a
Behandlung von Mehrkosten
(z. B. durch Altersteilzeit, Mehrarbeit, Uberstunden und Zuschlige)

(1 Mehrkosten, die z.B. durch Vereinbarungen zur Altersteilzeit, einmalige Kosten der
ZVK im Rahmen von Betriebstibergangen, durch Mehrarbeit und Uberstunden entstehen,
fallen dem Landkreis hinsichtlich der auf die Stadt Gibergegangenen Arbeitsverhéltnisse der
betroffenen Arbeitnehmer (§ 18), der gesteliten Arbeitnehmer (§ 23) und der Ersatzarbeit-
nehmer (§ 22) nicht zur Last und sind gegebenenfalls durch die Stadt bzw. stidtische Ge-
sellschaft zu tragen. Abweichend hiervon fallen Mehrkosten durch Altersteilzeit hinsichtlich
der auf die Stadt lbergegangenen Arbeitsverhéitnisse der betroffenen Arbeitnehmer (§ 18),
und der gestellten Arbeitnehmer (§ 23) dem Landkreis dann zur Last, soweit ein gesetzlicher
oder tariflicher Anspruch auf Altersteilzeit besteht.

(2) Kosten, welche durch die Zahlung von Zuschlagen entstehen, tragt der Landkreis,
soweit diese fur die Ubergegangenen Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer
(§ 18), die gesteliten Arbeitnehmer (§ 23) und Ersatzarbeitnehmer (§ 22) insgesamt nicht
jahrlich einen Betrag in Héhe von 2.500,- € netto zuzuglich der mit den Zuschlagen verbun-
denen Kosten (z. B. Sozialabgaben) Ubersteigen. Diese Pflicht endet mit der Erstattung der
Kosten fir den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gem. § 24 Abs. 5
(Zweck und Héhe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren. Darlber hinaus entstehende
Kosten durch Zuschlage tragt die Stadt bzw. stadtische Gesellschaft.

(3) Hinsichtlich der nach § 23 zu stellenden Arbeitnehmer wird eine Regelung in dem
Personalgestellungsvertrag aufgenommen, welche die Regelungen unter Abs. 1 und Abs. 2

im Verhaltnis der Parteien des Personalgestellungsvertrages fur anwendbar erklart.
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§23b
Personaleinsatz

Das Personal soll méglichst flexibel eingesetzt werden kénnen. Die Parteien sind sich des-
halb darin einig, dass die betroffenen Arbeitnehmer, die gestelite Arbeitnehmer und die Er-
satzarbeitnehmer von der Stadt oder einer stadtischen Gesellschaft zu allen Tatigkeiten im
Rahmen der kulturellen Aufgaben herangezogen werden koénnen. Es erfolgt insbesondere
keine Differenzierung nach stadtischer oder kreislicher Kultur.

§23c
Sonderregelung zum Arbeitnehmer Nr. 8 der Anlage 5 des Kulturstittenvertrages

Mit Eintritt des Arbeitnehmers Nr. 8 der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages in die Freistel-
lungsphase seiner Altersteilzeit ist bis zur Eréffnung des Veranstaltungszentrums im Schloss
die Stadt oder stadtische Gesellschaft berechtigt, einen Ersatzarbeitnehmer nach § 22 (Er-
satzarbeitnehmer) zu beschéftigen. Die Kostenerstattungspflicht fur diesen Ersatzarbeitneh-
mer und auch der Einsparzuschlag (§ 22 Abs. 3) entfallen mit der Eréffnung des Veranstal-

tungsortes im Schloss.

Abschnitt 4.
Zuschuss

Unterabschnitt 1.
Zuschuss des Landkreises

§24
Zweck und Hohe des Zuschusses

M Der Landkreis gewahrt der Stadt zweckgebunden zur Deckung der mit der Ubernah-
me und dem Betrieb der kulturellen Einrichtungen verbundenen Kosten fur die Zeit von 2008
bis zum Ablauf des Jahres 2017 nach Mafigabe dieses Vertrages jahrliche Zuschisse. Wei-
tere Anspriiche auf Zahlungen gegen den Landkreis hat die Stadt aufgrund der auf sie mit
diesem Vertrag Ubertragenen Aufgaben nicht, soweit in diesem Vertrag nicht anderes vorge-
sehen ist.

(2) Bei der Kalkulation des Zuschusses flr den Zeitraum 2015 bis 2017 wurden samtli-
che Kosten, mit Ausnahme der Personalkosten, flr welche Sonderregelungen gelten, und
die geschatzten Einnahmen berlcksichtigt. Nicht bertcksichtigt wurden abweichend von
Satz 1 bei der Kalkulation die Bewirtschaftungskosten fur die leihweise zur Verfligung ge-
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stellten Raumlichkeiten in der Landkreisverwaltung, Am Flugplatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt),
welche flr die Vertragslaufzeit durch den Landkreis getragen werden (§ 17 b Abs.4).

(3) Der Zuschuss betragt fir das gesamte Kalenderjahr im Jahre 2008 bis einschlieRlich
2017 jeweils 350.560,00 EUR brutto. Der Zuschuss setzt sich wie folgt zusammen:

- 262.260 EUR Bewirtschaftungskosten fur Museen und

- 88.300 EUR Bewirtschaftungskosten fir das Veranstaltungszentrum (im Folgenden:
weiterer Bewirtschaftungszuschuss).

Bei einem Wirksamwerden des Vertrages innerhalb eines laufenden Kalenderjahres oder bei
einer Beendigung des Vertrages innerhalb eines laufenden Kalenderjahres wird der Zu-
schuss nur anteilig fur das verbleibende bzw. abgelaufene jeweilige laufende Kalenderjahr
gezahlt (taggenau). Dies gilt auch hinsichtlich der Stichtagsregelung des § 36 Abs. 3. Der
weitere Bewirtschaftungszuschuss kann frei zu den Zwecken dieses Vertrages verwendet
werden.

4) Mit dem Ablauf des Monates Juni 2015 werden sich die Parteien tber eine Fortfih-
rung der Zuschussgewahrung in Art, Hohe und Dauer Uber das Jahr 2017 hinaus verstandi-

gen. Sollte eine Einigung nicht gelingen, steht es dem Landkreis und der Stadt frei, den Ver-
trag innerhalb der vertraglich vereinbarten Frist ordentlich zu kiindigen.

(5) Fir die Personalkosten gelten die Regelungen des Abschnittes 3.

§ 25
Félligkeit des Zuschusses

Der Zuschuss wird von dem Landkreis in vierteljahrlichen Abschlagszahlungen in Héhe von
jeweils 25 v. H. des jahrlich zu leistenden Gesamtzuschusses geleistet. Die Zahlung erfolgt

jeweils zum 15. des ersten Monats im Quartal auf das von der Stadt zu benennende Konto.

§ 26
Verwendung des Zuschusses/unverbrauchte Mittel

(1 Die Stadt darf den Zuschuss nur zum Zweck der Erflillung der vom Landkreis tber-
tragenen Aufgaben (§ 1 bis § 7) verwenden.

(2) Der Zuschuss ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

(3) Wurde der jahrliche Zuschuss nicht im selben Kalenderjahr der Auszahlung ver-
braucht, meldet die Stadt dem Landkreis schriftlich bis zum 31. Marz des Folgejahres die

Seite 21 von 29





Anderungsvertrag zum Kulturstattenvertrag vom 29.06.2007

Héhe der nicht verbrauchten Mittel. Diese nicht verbrauchten Mittel werden zur zweckent-
sprechenden Verwendung in das Folgejahr Ubertragen. Die Gbertragenen Mittel werden auf
den Zuschuss im Folgejahr nicht angerechnet.

(4) Nach Ablauf des im § 24 Abs. 1 genannten Zeitraums der Zuschussgewéhrung oder
bei Beendigung des Vertrages, je nach dem welicher Umstand zuerst eintritt, hat die Stadt
nicht verbrauchte Mittel unverziglich an den Landkreis zu erstatten, es sei denn, die Ver-
tragsparteien einigen sich zuvor auf eine Regelung, in dem die Ubertragung oder anderweiti-
ge Verwendung der Mittel geregelt wird. Zahlt die Stadt den Erstattungsbetrag bei Falligkeit
nicht, ist dieser zu verzinsen. Der Zinssatz betragt fur das Jahr fiinf Prozentpunkte Gber dem
Basiszinssatz.

§ 27
Auslegungsregel

M Zuschussmittel, die insbesondere fiir den Betrieb, die Unterhaltung und die Erfiillung
der Aufgaben und Ziele im Zusammenhang mit den Museen und der préhistorischen Samm-
lung verwendet werden, gelten als geman § 26 zweckentsprechend verwendet.

(2) Zuschussmittel, die insbesondere im Rahmen des Veranstaltungszentrums im
Schloss Kéthen fir kulturelle Veranstaltungen verwendet werden, gelten als zweckentspre-
chend im Sinne des § 26 verwendet, soweit die kulturellen Veranstaltungen sich nicht aus-
schlieBlich an die Einwohner der Stadt Kéthen und ihre Ortschaften wenden. Ferner gelten
Zuschussmittel fUr den Betrieb und die Unterhaltung des Veranstaltungszentrums im Schloss
als zweckentsprechend verwendet.

3) Die Zuschussmittel sind so zu verwenden, dass die Aufgaben nach dem Vertrag voll-
standig erflllt werden. Als zweckentsprechend verwendet gelten insbesondere auch solche
Zuschussmittel, die fur die Fortfihrung solcher Veranstaltungen verwendet werden, die be-
reits vor Vertragsschluss durch die kulturellen Einrichtungen angeboten wurden.

§ 28
Verbleib der Einnahmen

Die aus der Betreibung der kulturellen Einrichtungen der Stadt oder den stidtischen Gesell-
schaften zuflieRenden Einnahmen (Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verbleiben bei der Stadt
bzw. den stadtischen Gesellschaften. Die geschatzten Einnahmen sind Bestandteil der Kal-
kulation und wurden bei der Bestimmung der H6he des zu zahlenden Zuschusses bereits

berucksichtigt.
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§ 29
Zuschuss zu den Kosten des Geschiftsfiihrers

@) Soweit die Stadt sich zur Erfullung ihrer Verpflichtungen nach diesem Vertrag stadti-
scher Gesellschaften bedient, zahlt der Landkreis an die Stadt Kéthen einen weiteren Zu-
schuss zu den Personalkosten eines Geschéftsfihrers einer solchen stadtischen Gesell-
schaft in Héhe von einem Drittel der Personalkosten, héchstens jedoch 890,00 EUR brutto
pro Monat. Der Landkreis erstattet der Stadt monatlich bis zum 15. des Folgemonats die
anteiligen Personalkosten des Vormonates fiir den Geschaftsfihrer.

(2) Die Pflicht zur Erstattung nach Absatz 1 endet mit der Erstattung der Kosten fur den
Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gemaR § 24 Abs. 5 (Zweck und Hé-
he des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

Unterabschnitt 2.
Weiterer Zuschuss der Stadt

§ 30
Zweck und Hohe des weiteren Zuschusses

(1) Die Stadt verpflichtet sich gegentiber dem Landkreis, der bzw. den stadtischen Ge-
sellschaften, derer sich die Stadt im Rahmen dieses Vertrages bedient, einen jahrlichen wei-
tern Zuschuss in Héhe von insgesamt 210.300,00 EUR zu zahlen.

(2) Der Zweck dieses weiteren Zuschusses ist nicht auf die Aufgabenerflllung dieses
Vertrages begrenzt sondern dient aligemein dem Erreichen des Zwecks der Gesellschaft
bzw. Gesellschaften.

3) Die Vorschriften des Abschnitts 5 finden auf diesen weiteren Zuschuss keine Anwen-
dung.

Abschnitt 5.
Verwendungsnachweis

§ 31
Berichts- und Nachweispflichten

M Bis zum 15. Oktober des der Auszahlung des jahrlichen Zuschusses folgenden Jah-
res weist die Stadt die Verwendung des Zuschusses nach. Zu diesem Zweck ist in einem
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Sachbericht darzustellen, wie und in welchem Umfang die Ubertragenen Aufgaben gemaR
§ 4 bis § 7 erfullt wurden.

(2) Der Landkreis ist berechtigt, im Zusammenhang mit der Prifung des Verwendungs-
nachweises Blcher, Belege und sonstige Geschaftsunterlagen anzufordern und einzusehen,
soweit dies fiir die Nachpriifung der Angaben der Stadt erforderlich ist. Dies gilt auch fur Bu-
cher, Belege und sonstige Geschéftsunterlagen von stadtischen Gesellschaften, derer sich
die Stadt zur Aufgabenerfullung bedient.

(3) Fur das Rechnungspriifungsamt des Landkreises besteht ein eigenes Prifrecht bzgl.
der mit der Vertragserfillung verbundenen Vorgénge der Stadt und der von ihr beauftragten
stadtischen Gesellschaften.

Abschnitt 6.
Kiindigung und Riickabwicklung

§ 32
Kiindigung des Vertrages

1 Das Recht zur Kindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungs-
frist (§ 314 BGB) bleibt fiir beide Vertragsparteien durch die nachfolgenden Regelungen un-
beriihrt. Eine fristiose Kiindigung durch den Landkreis ist insbesondere méglich:

- wenn die Stadt ihre Verpflichtungen nach diesem Vertrag nicht nur unerheblich und
nicht nur voriibergehend verletzt, obwohl der Landkreis sie zur Erfullung ihrer Ver-
pflichtungen unter Setzung einer Frist von sechs Wochen und unter Androhung der
Kindigung dieses Vertrages aufgefordert hat und die Nachfrist ergebnislos verstri-
chen ist,

- bei nicht zweckentsprechender Mittelverwendung.

2) Die Vertragsparteien kénnen diesen Vertrag ohne Angabe von Griinden mit einer
Frist von 6 Monaten zum Ende des laufenden Kalenderjahres kiindigen.

(3) Die Kuindigung bedarf der Schriftform.

(4) Erfullt die Stadt die mit den kulturellen Einrichtungen verbundenen Aufgaben nicht
oder kommt sie den in den §§ 2 (Grundsatze der Leistungserbringung) und 31 (Berichts- und
Nachweispflichten) genannten Verpflichtungen nicht nach oder ergibt die Verwendungs-
nachweisfihrung, dass der Zuschuss ganz oder teilweise nicht zweckentsprechend verwen-

det wurde, und hat die Stadt oder die stadtische Gesellschaft dies zu vertreten, so ist die
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Stadt zur Rickzahlung des Zuschusses in dem Umfange verpflichtet, in dem der Zweck die-
ses Vertrages deshalb nicht erreicht worden ist. Der Ruckzahlungsanspruch ist sofort fallig.
Der Ruckzahlungsbetrag ist bis zur Zahlung bzw. Verrechnung seit dem Zeitpunkt der Fallig-
keit zu verzinsen. Der Zinssatz betragt fur das Jahr funf Prozentpunkte (iber dem Basiszins-
satz.

§ 33
Riickabwicklung

1 Im Falle der Kiindigung oder sonstigen Beendigung des Vertrages hat die Stadt samt-
liche Ubergebenen oder im Alleineigentum des Landkreises stehenden Sachen, die Gegen-
stand dieses Vertrages sind, geméaR § 34 (Riickgabe der Leihgaben) herauszugeben. Mitei-
gentum wird auseinandergesetzt. Gleichfalls werden die auf die Stadt nach diesem Vertrag
Ubergeleiteten Vertrage, soweit diese nicht durch Zeitablauf oder anderweitig erledigt sind, in
entsprechender Anwendung des § 16 (Vertragsverhaltnisse und Versicherungen) auf den
Landkreis zuriickiibertragen. Die vorstehende Regelung gilt ausdriicklich nicht fur Vertrage,
welche durch Stadt oder die stadtischen Gesellschaften abgeschlossen worden sind, eine
Uberleitung dieser Vertrage auf den Landkreis findet nicht satt, soweit die Parteien nicht et-
was anderes vereinbaren.

(2) Gehen bei einer Beendigung dieses Vertrages Arbeitsverhaltnisse von Arbeitnehmern
der Stadt auf den Landkreis Uber und handelt es sich hierbei nicht um die Arbeitsverhiltnisse
der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages genannten Arbeitnehmer oder um Arbeitsver-
héltnisse der fur diese nach § 22 eingestellten Ersatzarbeitnehmer, so hat die Stadt alle mit
diesen Arbeitsverhéltnissen verbundenen unmittelbaren und mittelbaren Aufwendungen zu
erstatten.

3) Gleiches gilt fur die Personalkosten, welche im Falle eines Uberganges der Arbeits-
verhéitnisse auf den Landkreis durch diejenigen Arbeitsverhaltnisse der in der Anlage 5 des
Kulturstéttenvertrages genannten betroffenen Arbeitnehmer oder durch die nach § 22 einge-
stellten Ersatzarbeitnehmer entstehen, soweit diese Kosten:

- bei den in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages genannten betroffenen Arbeit-
nehmern die im § 21 Abs. 1 Satz 3 (Erstattung des Personalkosten) beschriebene
Wertgrenze Ubersteigen,

- bei Ersatzarbeitnehmern insgesamt die im § 22 Abs. 2 Satz 3 (Ersatzarbeitnehmer)
genannte Wertgrenze (berschreiten.

4) Der Landkreis verpflichtet sich gegentiber der Stadt zur Riickiibernahme der gemag

§ 18 auf die Stadt libergegangenen Arbeitnehmer sowie der fur diese gemaR § 22 eingestell-
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ten Ersatzarbeitnehmer auch fur den Fall, dass bei der Rickabwickiung kein Betriebsiber-
gang erfolgt. Die Absétze 2 und 3 gelten entsprechend.

§34
Riickgabe der Leihgaben

&) Sind die Leihgaben - egal aus welchem Grunde - an den Landkreis zuriickzugeben,
so erfolgt die Riickgabe im ordnungsgemafRen Zustand am vom Landkreis zu bestimmenden
Rickgabeort. Ein Zurlickbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschiossen.

(2) Erfolgt die Rickgabe nicht im ordnungsgeméaBen Zustand, so hat der Landkreis der
Stadt schriftlich eine angemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgemaRen Zustandes
unter Androhung der Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem Fristablauf kann der
Landkreis die zur Herstellung eines ordnungsgemafen Zustandes erforderlichen Aufwen-
dungen durch eigenes Personal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten
der Stadt in Rechnung stellen.

(3) Bis zur Herstellung des ordnungsgemaflen Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zuriickgegeben. Gibt die Stadt die Leihgabe nicht oder nicht vollstandig zum vereinbar-
ten Termin zurlck, hat sie den dadurch entstehenden Schaden zu ersetzen.

(4) Bei Rickgabe werden die Leihgaben vom Landkreis in Anwesenheit eines Vertreters
der Stadt auf Volistandigkeit gepriift und untersucht. Das Ergebnis der Priifung und Untersu-
chung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgeméfen Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachverstandi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachverstéandigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstiandigengutachtens um
eine Einigung bemihen. Die Kosten des Sachverstandigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(5) Ist der Stadt die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Griinden un-
mdglich, so ist sie dem Landkreis fur den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz ver-
pflichtet.

(6) Hinsichtlich des Inventars des ehemaligen Burgerhauses am Markt wird auf § 17 b

Abs. 2 verwiesen.
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Abschnitt 7.

Uberleitungs- und Schlussbestimmungen

§ 35
Mitwirkungsrechte des Landkreises

(1) Der Landkreis ist berechtigt, mit einem von ihm zu benennenden Vertreter bei der
Auswahl des klnftigen Geschaftsfihrers derjenigen stadtischen Gesellschaft beratend mit-
zuwirken, auf die die Rechte und Pflichten der Stadt nach diesem Vertrag tbertragen wer-
den.

(2) Der Landkreis ist weiter berechtigt, vier von ihm zu benennende Vertreter einschlieR3-
lich des Landrates in den Aufsichtsrat der stédtischen Gesellschaft nach Absatz 1 zu ent-
senden.

3) Die zu benennenden Vertreter des Landkreises werden mit der Sache vertraut und
mit Vollmacht ausgestattet sein.

§ 36
Wirksamwerden des Vertrages

(1) Der Vertrag beginnt mit der Unterzeichnung durch die Vertragsparteien.

(2) Soweit in diesem Vertrag nicht ausdricklich etwas anderes vereinbart ist, werden alle
Vereinbarungen dieses Vertrages erst wirksam, wenn die nachfolgenden Voraussetzungen
vorliegen:

a) Notwendige Genehmigungen der Kommunalaufsichten

b) Ubergabe der Leihgaben

c) Wirksamwerden der Untermiet-/Unterpachtvertrage im Sinne des § 16 Abs. 3

d) Abschluss der notwendigen Personalgestellungsvertrage soweit vor dem Stichtag
dem Betriebsiibergang widersprochen wurde

e) Offentliche Bekanntmachung dieses Vertrages nach den fur den Landkreis und
die Stadt geltenden Vorschriften

jedoch nicht vor dem 01.01.2008.
(3) Stichtag fiir die Ubertragung der Aufgaben der kulturellen Einrichtungen und Beginn
der Zuschuss- und Kostentragungspflichten ist - die Wirksamkeit des Vertrages nach Abs. 2

vorausgesetzt - der 01.01.2008; andernfalls der 1. des auf die Wirksamkeit folgenden Mo-
nats.
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(4) Die Stadt und der Landkreis werden sich gemeinsam um den Eintritt der in Absatz 2
genannten Voraussetzungen bis zum Stichtag bemiihen. Jede Partei verpflichtet sich, den
Vertragspartner unverziglich schriftlich Uber den Eintritt jeder einzelnen Voraussetzung zu
informieren.

(5) Die Vereinbarungen in diesem Paragraphen sind unbedingt wirksam.

§ 37
Laufzeit des Vertrages

Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Kiindigungsrechte bleiben unberiihrt.

§ 38
Schriftform

Jede Anderung, Ergénzung oder Aufhebung dieses Vertrages bedarf der Schriftform. Auf
dieses Formerfordernis kann auch nicht mindlich verzichtet werden. Miindliche Nebenabre-
den bestehen nicht.

§39
Salvatorische Klausel

) Sollten gegenwirtige oder zukinftige Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder
teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder
Durchfiihrbarkeit spater verlieren, wird hierdurch die Gultigkeit der tbrigen Bestimmungen
dieses Vertrages nicht beriihrt. Das Gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass dieser
Vertrag eine Liicke enthélt. Anstelle der unwirksamen oder undurchfithrbaren Bestimmungen
oder zur Ausflllung der Lucke soll eine angemessene Regelung vereinbart werden, die, so-
weit rechtlich méglich, dem am nachsten kommt, was die vertragschlieRenden Parteien ge-
wollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben wirden, sofern sie
bei Abschluss dieses Vertrages den Punkt bedacht hatten. Dies gilt auch dann, wenn die
Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag normierten Mal3 der
Leistung oder Zeit (Frist, Termin) beruht; es ist in solchen Fallen ein dem Gewollten még-
lichst nahe kommendes, rechtlich zuldssiges MaB der Leistung oder Zeit (Frist, Termin) statt
dessen zu vereinbaren.

(2) Die Vertragschlielenden sind verpflichtet, dasjenige, was nach Absatz 1 Geltung ha-

ben soll, durch eine Anderung oder Erganzung des Wortlauts des Vertrages in der vereinbar-
ten Schriftform festzuhalten.
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§ 40
Inkrafttreten

Dieser Anderungsvertrag tritt nach offentlicher Bekanntmachung, jedoch nicht vor dem 01.
Januar 2015, in Kraft.

Kéthen (Anhatt), den 2, . NOY. 2014

Landkreis Anhalt-Bitterfeld Stadt Kéthen (Anhailt)

'_u?:’ Iq..j ‘:-E‘).. .................................................................
UweSchulze T Anhels Kurt-JurgenZander
Landrat Oberblrgermeister

(Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 KKM Vertrag 21.11.2014.pdf


-olokonia
Anderungsvertrag Amt 20
at Originaj
Zum { A/’ﬂ,‘;

Vertrag iiber den Betrieb der kuiturellen Einrichtungen

Zwischen

der Stadt Kothen (Anhalt), gesetzlich vertreten durch den Oberbiirgermeister,
MarktstraBe 1-3, 06366 Kéthen (Anhalt),

- Stadt -

und

der Kéthen Kultur und Marketing GmbH, gesetzlich vertreten durch den Geschaftsfihrer,
Schlossplatz 5, 06366 Kéthen (Anhalt),

- GmbH -

wird vereinbart, dass der Vertrag Uber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen vom
20.11.2007 ab dem 01.01.2015 nachfolgende Fassung erhéit:

Praambel

Entsprechend dem Gegenstand des Unternehmens hat die GmbH den Zweck, die Stadt als
Handels-, Gewerbe-, Wirtschafts-, Wohn- und Touristikort weiter zu entwickeln und damit die
Wertschépfung in der Region zu férdern. Die Stadt beabsichtigt, aus allgemeinem politi-
schem Interesse die GmbH bei der Durchfiihrung dieser Aufgaben zu unterstiitzen. Dies
vorangestellt vereinbaren die Parteien das Nachfolgende.

Abschnitt 1. Allgemeine Regelungen

§1
Allgemeine Pflichten

{1) Die Aufgabenerfiliung durch die GmbH im Sinne des Gesellschaftszwecks sowie der
nachfolgenden Bestimmungen hat unter Beachtung des Gebots der Wirtschaftlichkeit und
der Sparsamkeit zu erfalgen.
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(2) Die GmbH wird sich bemihen, Férdermittel zu erhalten.

(3) Die GmbH verpflichtet sich zur Einhaltung der mafigeblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird ferner die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr beauftragten
Dritten entsprechend verpflichten.

(4) Beide Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit. Sie informieren sich gegenseitig lber alle wesentlichen Vorgénge, die den vorlie-
genden Vertrag beriihren kdnnen.

(5) Die GmbH hat mit dem Eigentum Dritter, insbesondere des Landkreises, schonend
und pfleglich umzugehen. Beschadigungen und Verlust sind durch geeignete MaRnahmen
zu vermeiden.

Abschnitt 2. Ubertragung der kulturellen Einrichtungen

§2

Kulturelle Einrichtungen

1) Die Stadt iibertrégt der GmbH im Wege der Leihe und Uberleitung von Vertragen

- das Naumann-Museum,

- das Historische Museum fur Mittelanhalt sowie

- die Prahistorische Sammilung;
ferner regelt der Vertrag den Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss K&then durch
die GmbH, welcher u. a. das Biirgerhaus ersetzt hat (im Folgenden: kulturelle Einrichtun-
gen). Die Eigentumsverhéltnisse an den kulturellen Einrichtungen bleiben hiervon unberihrt.

(2) Die GmbH kann die Nutzungsbedingungen, insbesondere die Offnungszeiten, die
Hausordnung und das jeweils zu zahlende Entgelt fur die kulturellen Einrichtungen zivilrecht-
lich regein.
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Abschnitt 3. Ubertragung der kultureilen Einrichtungen auf die GmbH

Unterabschnitt 1. Nutzung der Mobilien durch die GmbH

§3
Leihe

(1)  Die Stadt (iberlasst der GmbH das in den kulturellen Einrichtungen vorhandene In-
ventar (Technik, Exponate etc.) in dem Umfang, in dem es der Stadt ihrerseits durch den
Landkreis aufgrund des Vertrages mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt (iber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kdthen (Anhalt) in der jeweils geltenden Fassung (im
Folgenden: Kulturstittenvertrag) leihweise (iberlassen worden ist als Dauerleihgabe fiir
die Laufzeit dieses Vertrages (im Folgenden: Leihgaben). Die GmbH verpflichtet sich, die
Leihgaben zu (ibernehmen und nach MaRgabe dieses Vertrages in ihrer Obhut zu behalten.
Eine Auflistung eines Teils des von dieser Regelung voraussichtlich betroffenen Inventars ist
dem Kulturstéttenvertrag zur Orientierung als Anlage 1 beigefugt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch fiir solche Exponate, um die die Bestinde des Nau-
mann-Museums, des Historischen Museums und der Prahistorischen Sammlung in Erfiillung
dieses Vertrages und mit Mittein des Zuschusses des Landkreises erweitert werden. Diese
Exponate werden in dem Umfange Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mit-
teln des Zuschusses des Landkreises erworben werden; der Erwerb ist der Stadt und dem
Landkreis unverziiglich anzuzeigen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend auch fir sonstige Gegenstande, die mit Mitteln des Zu-
schusses des Landkreises erworben werden. Diese Gegenstande werden in dem Umfange
Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln des Zuschusses des Landkreises
erworben werden; der Erwerb ist der Stadt und dem Landkreis unverziglich anzuzeigen.

(4) Auf Anforderung einer Vertragspartei wird ein Inventar der Leihgaben erstelit, das von
beiden Vertragsparteien zu unterschreiben ist.

(5) Die Stadt (bergibt die Leihgaben der GmbH in dem Zustand, an dem Ort und zu der
Zeit, infan dem bzw. zu der die Stadt sie ihrerseits vom Landkreis erhdlt. Diesen Zustand
erkennt die GmbH als vertragsgemaf an.
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§4
Haftung

(1)  Die GmbH haftet fur alle Schiaden, welche durch schuldhafte Verletzung der ihr oblie-
genden Pflichten entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Leihgaben unsachgemaf be-
handelt wurden.

(2) Die GmbH stellt die Stadt von Anspriichen Dritter aus der Verletzung der Verkehrssi-
cherungspflicht hinsichtlich der Gbernommenen kulturellen Einrichtungen frei.

§5
Uberlassung der Leihgaben an Dritte

(1) Die GmbH ist zur Uberlassung der Leihgaben an Dritte nur mit Einwilligung der Stadt
und des Landkreises berechtigt (§ 603 Satz 2 BGB). Hat die GmbH den Gebrauch an Leih-
gaben mit dessen Einwilligung einem Dritten (berlassen, hat sie auch fiir das Verschulden
des Dritten einzustehen.

(2) Die - auch zeitweise - Riickgabe von Leihgaben an den Landkreis bedarf der Zu-
stimmung der Stadt.

§6

Besichtigungsrecht und Untersuchung der Leihgaben

Die Stadt ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der GmbH
selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die GmbH ist
verpflichtet, die Stadt hierbei zu untersttitzen.

Unterabschnitt 2. Vertragsverhiitnisse, Versicherungen, Férdermittel

§7

Vertragsverhaitnisse und Versicherungen

(1) Die GmbH tritt - vorbehaltlich der Zustimmung der jeweiligen Vertragspartner und
soweit nicht ausdrlcklich etwas anderes vereinbart ist - nach Wirksamwerden des Vertrages
in alle Vertragsverhéltnisse der Stadt, soweit sie die unter § 2 Abs. 1 genannten kulturellen
Einrichtungen betreffen und auf die Stadt (ibergegangen sind, anstelle der Stadt und mit be-
freiender Wirkung fiir die Stadt ein Eine Auflistung der méglicherweise von dieser Regelung
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betroffener Vertrage ist zur Qrientierung dem Kuiturstittenvertrag als Anlage 2 beigefiigt. Fiir
Arbeitsvertrage geiten gesonderte vertragiiche Regelungen.

{2) Die vertragschlieBenden Parteien werden die jeweilige Veriragspartei nach dem Be-
ginn dieses Vertrages auffordern, der Vertragslibernahme durch die GmbH zuzustimmen,
und zwar in der Weise, dass die Stadt aus samtlichen Verpflichtungen aus dem Vertrag end-
gliltig entlassen wird. Sollte im Einzelfall die Zustimmung zu der Ubernahme der Vertrags-
verhiltnisse nicht erreicht werden oder sollten die vertragschiieRenden Parteien gemein-
schaftlich zu der Uberzeugung gelangen, dass die Aufforderung zur Ubernahme des Ver-
tragsverhéltnisses im AuBenverhaltnis nicht angezeigt erscheint, bleibt die Stadt alleiniger
Vertragspartner im Auenverhéltnis. Sie wird das Vertragsverhéltnis weiterhin durchfiihren,
jedoch im Innenverhaltnis ausschlieflich im Auftrag und fiir Rechnung der GmbH abwickeln.
Daraus folgt die Verpflichtung der GmbH, die Stadt im Innenverhéltnis von Verbindlichkeiten
freizustellen. Die GmbH erméchtigt die Stadt insoweit, gegeniber dem jeweiligen Vertrags-
partner alle Rechte und Anspriiche aus dem Vertragsverhdltnis im eigenen Namen geltend
zu machen, sie stellt der Stadt samtliche zur Vertragsabwicklung notwendigen Informationen
zur Verfiigung.

(3) Soweit die Regelung nach den Absétzen 1 und 2 Miet- und Pachtvertrage betrifft und
die erforderliche Zustimmung des Vertragspartners zu der Vertragsiibemahme durch den
Vermieter/Verpachter nicht erteilt wird oder nicht eingeholt werden soll, verpflichten sich die
Stadt und die GmbH bereits jetzt, soweit rechtlich und tatséchlich maglich, Untermietverira-
ge/Unterpachtvertrdge abzuschlielen. Der Untermietvertrag/Unterpachtvertrag soll der
GmbH die Nutzung des Miet-/Pachtgegenstandes im Rahmen des der Stadt zustehenden
Gebrauchsrechts in einem fir die Aufgabenerfiillung notwendigen Umfang verschaffen. Die
GmbH verpflichtet sich fiir diesen Fall mit der Stadt eine Miete/Pacht in einer Hohe zu ver-
einbaren, wie sie sich flr die Stadt aus dem Miet- und Pachtvertrag ergibt.

(4) In Bezug auf die kuiturelien Einrichtungen bestehen verschiedene Versicherungen.
Die Stadt trigt, soweit dies rechtlich und tatséachlich moglich ist, fiir die Fortsetzung des Ver-
sicherungsschutzes Sorge; andernfalls hat die GmbH einen zeitlich und gegensténdlich 1G-
ckenlosen Versicherungsschutz fiir die kulturellen Einrichtungen zu gewéhrieisten. Die
GmbH stellt der Stadt alle fiir die Versicherung der kulturellen Einrichtungen notwendigen
Informationen zur Verfiigung und stellt die Stadt von allen Kosten frei, die im Zusammen-
hang mit dem Versicherungsschutz entstehen.

(5) Die GmbH tritt ihre Ansprliche aus Versicherungen, soweit sie das Eigentum des
Landkreises betreffen, bereits jetzt an die Stadt ab. Die Stadt nimmt diese Abtretung an. Et-
waige Versicherungsfille werden, soweit die GmbH Versicherungsnehmer ist, durch die
GmbH ordnungsgemal abgewickelt. Die GmbH wird insoweit von der Stadt bevollmachtigt,
die zur Abwicklung des Versicherungsfalles notwendigen Erkldrungen abzugeben und Un-
tervollmachten zu erteilen, ferner zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit die GmbH
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Versicherungsnehmer ist und bei den Versicherungen ein Selbstbehalt vereinbart wurde, ist
dieser durch die GmbH an die Stadt im Schadensfall zu zahlen.

Verpflichtungen aus Férdermittel- und Zuwendungsbescheiden

(1)  Soweit méglich, tritt die GmbH in die Rechte und Verpflichtungen aus den Férdermit-
tel- und Zuwendungsbescheiden mit fiir den Landkreis oder die Stadt befreiender Wirkung
ein. Den vertragschlieBenden Parteien ist dabei bekannt, dass fiir die schuldbefreiende U-
bernahme die Anerkennung der Rechtsverbindlichkeit der ergangenen Bescheide durch die
Stadt und die Zustimmung der jeweils bewilligenden Stelle notwendig ist.

(2) Erfoigt ein Eintritt nach Absatz 1 nicht, verpflichtet sich die GmbH, die sich aus diesen
Bescheiden ergebenden Verpflichtungen einzuhalten. Die GmbH verpflichtet sich, auch ge-
geniber den zustidndigen Behorden, die Férdermittel- und Zuwendungsbescheide und die
mit der Férderung verbundenen Verpflichtungen in vorstehendem Umfang - soweit erforder-
lich durch eine gesonderte schriftliche Erkldrung - anzuerkennen. Soweit sich aus einer Ver-
letzung der vorstehenden Verpflichtungen Anspriiche (z. B. Riickforderungsanspriiche) der
jeweils Fordermittel/Zuwendungen bewilligenden Stelle ergeben, hat die GmbH die Stadt von
diesen Anspriichen freizustellen.

Unterabschnitt 3. Sonderregelungen fiir die Nutzung von Riaumlichkeiten im Gebiude
des Biirgerhauses am Markt, deren Inventar und zur Nutzung der Raumlichkeiten im
Gebdude der Landkreisverwaltung

§9

Sonderregelungen zum Inventar des ehemaligen Biirgerhauses am Markt

Das Leihverhéltnis des geman §§ 3 ff. zur Verfiigung gestellten Inventars der kulturellen Ein-
richtung Blrgerhaus am Markt bleibt von der Beendigung des Leihverhaltnisses beziiglich
der Raumlichkeiten im Geb&aude des Biurgerhauses am Markt unberihrt. Dieses Inventar darf
durch die GmbH zum Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen verwendet
werden.
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§10
Sonderregslungen zur Nutzung der Riumiichkeiten im Gebédude der Landkreisverwal-
tung

Die Stadt stelit der GmbM folgende in dem Gebédude der Landkreisverwaitung, Am Fluglatz
1, 06366 Kothen (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfligung:

- 022 bis 030,
- 033 und
- 037.

Die entsprechenden Raumlichkeiten sind in dem als Anlage 4 dem Kulturstattenvertrag bei-
gefiigten Grundriss gekennzeichnet. Die textlichen Festlegungen gehen bei Widerspriichen
vor. Das Leihverhditnis bezliglich des in diesen Raumlichkeiten befindlichen Inventars bleibt
unberihrt.

Abschnitt 4. Personalgestellung

§ 11
Stellung von Beschiiftigten

1) Die Stadt stellt der GmbH die in Anlage 1 zu diesem Vertrag beschriebenen Beschaf-
tigten fiir den Betrieb der iibernommenen Kultureinrichtungen unentgeltlich zur Verfigung.

(2) Durch diesen Vertrag wird zwischen der GmbH und den gemaf diesem Vertrag Gber-
lassenen Beschiftigten der Stadt ein Arbeitsverhaltnis nicht begriindet. Die Uberlassenen
Beschéftigten bleiben Beschiftigte der Stadt.

§12
Verpflichtungen der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft wird die iberlassenen Beschéftigten in inrem bisherigen Aufgaben-
bereich verwenden. Ein iiberlassener Beschéftigter kann nur mit vorheriger Zustimmung der
Stadt und des Beschaftigten in einem anderen Aufgabenbereich eingesetzt werden.

(2) Bei Ausfillen der (iberlassenen Beschiftigten, z. B. infolge von Krankheit und Urlaub
hat die GmbH selbst fiir eine gegebenenfalls erforderliche Vertretung zu sorgen und die da-
mit verbundenen Kosten zu tragen. Sie stellt die Stadt von der Verpflichtung, Ersatzkrafte flr
die Ubertassenen Beschaftigten zu stellen, frei
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(3) Bei Beendigung des Arbeitsverhaitnisses der Beschéftigten zur Stadt hat die GmbH
selbst Ersatzkréfte einzustellen und die damit verbundenen Kosten zu tragen.

§13
Weisungsrecht, Haftung

(1) Die iberlassenen Beschiftigten unterliegen beziiglich der Arbeitsausfiihrung den
Weisungen der GmbH. Diese ist befugt und beauftragt, die Arbeitsausfiihrung zu tGberwa-
chen. Der Urlaub fiir die Uberlassenen Beschéftigten wird nach MaRgabe der fir die Be-
schéftigten geltenden gesetzlichen und tariflichen Regelungen durch die Gesellschaft ge-
nehmigt. Der Umfang des jahrlichen Urlaubsanspruches wird der GmbH von der Stadt mit
Beginn des Jahres mitgeteilt.

(2) Die GmbH tragt dafiir Sorge, dass Krankmeldungen, Gesundmeldungen und samtli-
che sonstigen Meldungen der Beschéftigten, die Auswirkungen auf den Entgeltanspruch
haben kdnnen, ihr gegeniiber erfolgen. Die GmbH hat diese Meldungen unverziglich der
Stadt weiterzuleiten.

(3) Die Stadt haftet nicht fir Schaden, welche durch die Uberlassenen Beschéftigten ver-
ursacht werden.

(4) Die GmbH stellt die Stadt von etwaigen Anspriichen dritter Personen im Zusammen-
hang mit der Tatigkeit der (iberlassenen Beschéftigten frei.

§ 14
Rechte und Pflichten der iiberlassenen Mitarbeiter

1) Die Stadt und die GmbH sind sich dariiber einig, dass den Uberlassenen Beschiftig-
ten durch die Uberlassung insgesamt keine Rechtsnachteile entstehen sallen.

(2) Das Arbeitsverhdltnis der Uberlassenen Beschaftigten richtet sich nach Tarifvertrag
(TVSD) in der jewsils geltenden Fassung und diesen ggf. ergdnzende bzw. dndernde Tarif-
vertrage (z. B. Haustarifvertrag zur Herabsetzung Arbeitszeit) sowie nach den geltenden und
kinftigen Dienstvereinbarungen. Die Versicherung bei der Zusatzversorgungskasse wird
fortgesetzt.

(3) Soweit es erforderlich ist und der bisherigen Ubung entspricht, wird Berufs- und Ar-
beitskleidung durch die Gesellschaft gestellt.
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(4)  Die (iberlassenen Beschiftigten sind von der Stadt zu verpflichien, bei der Ausfiih-
rung der ihnen Ubertragenen Arbeiten die jeweils gultigen gesetzlichen und behérdiichen
Vorschiiften, insbesondere die Unfailverhitungsbestimmungen, die allgemeinen und beson-
deren Dienstanweisungen der Gesellschait, Betriebsvorschriften, die Arbeitszeitordnung und
die Anordnungen der Vorgesetzten zu beachten. Die notwendigen Belehrungen {ber die
jeweils gultigen gesetzlichen und behérdiichen Vorschriften, insbesondere die Unfallverhi-
tungsvorschriften und die allgemeinen und besonderen Dienstanweisungen erfolgen durch
die Gesellschaft.

(5) Die Stadt wird die Uberlassenen Beschéftigten zur Verschwiegenheit auch Uber alle
Geschéftsvorfille bei der Gesellschaft verpflichten, soweit nicht berechtigte Interessen der
Stadt dieser Verschwiegenheitsverpflichtung entgegenstehen.

§ 15
Zahlung der Vergiitung, Mehrkosten, Mitteilungspflichten, Personalrat

(1) Die Stadt zahlt an die Gberlassenen Beschéftigten die vertraglichen Vergitungen. Sie
erbringt alle weiteren vertraglichen Leistungen, die auf Grund des weiterhin giiltigen Tarifver-
trages und der Dienstvereinbarungen (vgl. § 6 Abs. 2) zu erbringen sind. Alle mit der Tétig-
keit der (berlassenen Beschiftigten verbundenen Nebenkosten fiir Reisen, Fortbildungen
etc. werden durch die GmbH getragen.

(2) Die Anordnung von Mehrarbeit und Uberstunden bediirfen der vorherigen Zustim-
mung der Stadt.

(3) Die GmbH hat der Stadt etwaige Arbeitsunfille unverziiglich anzuzeigen und dabei
alle fiir die Unfalimeldung notwendigen Angaben mitzuteilen. Gleiches gilt fir arbeitsvertrag-
liche VerstéRe.

(4) Zustandig fir die Beschéftigten ist der Personairat der Stadt. Die GmbH wird die
Stadt rechtzeitig vorab von MaRRnahmen informieren, welche der Mitbestimmung des Perso-
nalrates bediirfen. Die MalRnahme darf erst nach Abschluss des Mitbestimmungsverfahrens
endguiltig durchgefiihrt werden.
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Abschnitt 5. Zuschiisse und Einnahmen

§16
Zuschuss der Stadt

(1) Die Stadt fordert die Tatigkeit der GmbH durch Zahlung eines jahrlichen Zuschuss in
Hohe von insgesamt 210.300 Euro. Die Zuschusspflicht endet mit Ablauf des Jahres 2017.

(2) Diese Zuschuss darf ausschlieflich im Rahmen des Gegenstandes der GmbH ver-
wendet werden.

(3) Die Zahlung des Zuschusses ist nicht abhdngig von einer Gegenleistung. Die allge-
meinen Pflichten gemaf § 1 bleiben unberiihrt.

(4) Der Zuschuss der Stadt wird jeweils zu 25 v. H. des jahrlich zu leistenden Gesamtzu-
schusses zum 01.01., 01.04., 01.07. und 01.10. féllig.

§ 16a
Weiterleitung des Sachkostenzuschuss des Landkreises Anhalit-Bitterfeld

(1) Die Stadt leitet einen weiteren Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld an die
GmbH weiter’. Mit dem Ende der Zuschusspflicht des Landkreises Anhalt-Bitterfeld entfalit
dieser Zuschuss ersatzlos.

(2) Dieser Zuschuss darf ausschlie3lich im Rahmen des Gegenstandes der GmbH und
nur fUr die Bewirtschaftungskosten der Museen und des Veranstaltungszentrums im Schloss
verwendet werden.

(3) Die Weiterleitung des Sachkostenzuschusses des Landkreises Anhait-Bitterfeld ist
nicht abhéngig von einer Gegenleistung. Die allgemeinen Pflichten gemaR § 1 bleiben unbe-
cUhrt.

(4) Der Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld dient zunéchst der Deckung der bei
der Stadt entstehenden Sachkosten (z. B. Versicherungen). AnschlieRend wird der verblei-
bende Zuschuss zeitnah nach Eingang der Gelder auf dem Konto der Stadt auf ein von der
GmbH zu benennendes Konto (iberwiesen.

' Die Héhe des Sachkostenzuschusses gemald §24 Aps 3 des Kultustattenvertrages beirigt
350.560 Euro pro Kalenderjabr Diese Mitteilung erfolgt lediglich nachnichtlich  Ein Anspruch gegen
die Stadt erwdcnst der GimhH ierdurch aicht
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§ 17
Sarsonaltkastenzuschuss

(1)  Die Gmb#H hat den Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu den Personalkos-
ten von Ersatzarbeitnehmern geman § 22 Abs. 2 des Kulturstittenverirages unmittelbar beim
Landkreis Anhalt-Bitterfeld geltend zu machen. Dies gilt auch fiir den Aufschiag gemaf} § 22
Abs. 3 des Kulturstittenvertrages.

(2) Die GmbH hat den Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu den Kosten des
Geschéftsfiihrers geméaR § 29 Abs. 1 des Kulturstattenvertrages unmittelbar beim Landkreis
Anhalt-Bitterfeld geltend zu machen.

§ 18
Einnahmen

Die aus der Betreibung der kulturellen Einrichtungen der GmbH zuflieRenden Einnahmen
(Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verbleiben bei der GmbH.

Abschnitt 6. Verwendungsnachweis

§19
Dokumentationspflicht

1) Bis zum 15. Oktober des der Auszahlung des jahrlichen Zuschusses folgenden Jah-
res weist die GmbH die Verwendung des Zuschusses nach. Zu diesem Zweck ist in einem
Sachbericht darzustellen, wie und in welchem Umfang die Gelder verwendet wurden.

(2) Die Stadt und der Landkreis Anhalt-Bitterfeld sind berechtigt, im Zusammenhang mit
der Priifung des Verwendungsnachweises Blicher, Belege und sonstige Geschiéfisunterla-
gen der GmbH anzufordern und einzusehen, soweit dies fiir die Nachprifung des Verwen-
dungsnachweises erforderlich ist.

Abschnitt 7. Kiindigung und Riickabwicklung

§20
Kiundigung des Vertrages





Anderungsvertrag zum Kulturvertrag vom 20.11.2007

- wenn die GmbH ihre Verpflichtungen nach diesem Vertrag nicht nur unerheblich und
nicht nur voriibergehend verletzt, obwohl die Stadt sie zur Erfullung ihrer Verpflich-
tungen unter Setzung einer Frist von drei Wochen aufgefordert hat und die Nachfrist
ergebnislos verstrichen ist,

- bei nicht zweckentsprechender Mittelverwendung,
- bei Kindigung des Kulturstattenvertrages.

(3) Die Vertragsparteien kdnnen diesen Vertrag ohne Angabe von Grinden mit siner
Frist von 3 Monaten zum Ende des laufenden Kalenderjahres kiindigen.

4) Die Kundigung bedarf der Schriftfform. Auf dieses Schriftformerfordemis kann auch
nicht miindlich verzichtet werden.

§21
Riickabwicklung

1) Die Riickabwicklung dieses Vertragsverhiltnisses erfolgt analog § 33 des Kulturstit-
tenvertrages. § 33 Abs. 4 des Kulturstattenvertrages gilt nicht. Im Falle der Bildung von Mit-
eigentum an Leihgaben geht das Miteigentum der GmbH ersatzlos auf die Stadt (iber.

(2) Soll eine zeitgleiche Riickabwicklung dieses Vertragsverhiltnisses und des Kultur-
stattenvertrages erfolgen, wird die Stadt hierbei durch die GmbH unterstitzt. Mafigeblich
sind insoweit die Vorschriften des Kulturstattenvertrages. Zahlungsanspriiche aus der Ausei-
nandersetzung von Miteigentum stehen allein der Stadt zu.

§22
Rickgabe der Leihgaben

(1 Sind die Leihgaben - egal aus welchem Grunde - an die Stadt zurlickzugeben, so
erfolgt die Rickgabe im ordnungsgemafen Zustand am von der Stadt zu bestimmenden
Ruckgabeort. Ein Zuriickbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschlossen.

(2) Erfolgt die Rickgabe nicht im ordnungsgemafen Zustand, so hat die Stadt der GmbH
schriftlich eine angemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgeméalen Zustandes unter
Androhung der Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtiosem Fristablauf kann die Stadt die
zur Herstellung eines ordnungsgemafien Zustandes erforderlichen Aufwendungen durch
gigenes Personal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten der GmbH in
Rechnung stellen.
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{3) Bis zur Herstellung des ordnungsgemaiien Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zurlickgegeben. Gibt die GmbH die Leihgabe nicht oder nicht vollstindig zum versin-
barten Termin zurtick, hat sie dan dadurch entstehenden Schaden zu arsetzen.

(4) Bei Riickgabe werden die Leihgaben von der Stadt in Anwesenheit eines Vertreters
der GmbH auf Vollstandigkeit geprift und untersucht. Das Ergebnis der Prifung und Unter-
suchung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgeméafRen Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachverstiandi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachversténdigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstindigengutachtens um
eine Einigung bemiihen. Die Kosten des Sachverstdndigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(5) Ist der GmbH die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Griinden un-
mdglich, so ist sie der Stadt fir den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz verpflichtet.

Abschnitt 8. Schlussbestimmungen
§23
Vertragslaufzeit

1) Der Vertrag beginnt mit der Unterzeichnung durch die Vertragsparteien.?
(2) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Kiindigungsrechte bleiben unbe-
rihrt.

§ 24

Schriftform

Jede Anderung, Ergidnzung oder Aufhebung dieses Vertrages bedarf der Schriftform. Auf

dieses Formerfordernis kann auch nicht mindlich verzichtet werden. Mindliche Nebenabre-
den bestehen nicht.

2 . . ;
* Diese Bestimmung oezient sich auf das Inkrafttreten des Ursprungsvertrages und ncht auf das (n-
keaftrraren dieses Anderungsrertrages ( sishe herzy § 25)
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§25
Salvatorische Klausel

(1) Soliten gegenwértige oder zukinftige Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder
teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder
Durchfiihrbarkeit spéter verlieren, wird hierdurch die Gilltigkeit der Gbrigen Bestimmungen
dieses Vertrages nicht bertihrt. Das Gleiche gilt, soweit sich herausstellen solite, dass dieser
Vertrag eine Licke enthélt. Anstelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmungen
oder zur Ausflllung der Liicke soll eine angemessene Regelung vereinbart werden, die, so-
weit rechtlich méglich, dem am néchsten kommt, was die vertragschlieRenden Parteien ge-
wollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben wiirden, sofern sie
bei Abschluss dieses Vertrages den Punkt bedacht hitten. Dies gilt auch dann, wenn die
Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag normierten Maf der
Leistung oder Zeit (Frist, Termin) beruht; es ist in solchen Féllen ein dem Gewollten még-
lichst nahe kommendes, rechtlich zuldssiges Maf der Leistung oder Zeit (Frist, Termin) statt
dessen zu vereinbaren.

(2) Die Vertragschlielenden sind verpflichtet, dasjenige, was nach Absatz 1 Geltung ha-

ben soll, durch eine Anderung oder Ergénzung des Wortlauts des Vertrages in der vereinbar-
ten Schriftform festzuhalten.

§ 26
Inkrafttreten
(1) Dieser Anderungsvertrag tritt am 01.01.2015 in Kraft.

(2) Zugleich treten die Personalgestellungsvertrage zwischen der Stadt und der GmbH
auller Kraft.

Kethen (Anhatt), den £ £/ 2019 Kéthen (Anhalt), den &% %. o207

.......................

Stadt Kdthen (Anhalt) Kéthen Kultur und Marketing GmbH
]
| / F ; / / 7
/ /
Kurt-Jurgen Zander Michael ScHuster
Oberbdrgermeister Geschaftsfuhrer | s ruen -
(Sieggl) r KULTUR UND MARKETL
‘~ GMBH o —
" o vRB Kotheo
TR I et
,m(;n:;mdl-KlJthl‘!I\.\lE)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Änderungsvertrag zum KV 28.11.2014.pdf


